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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die LEG Solar-Invest A 62 GmbH & Co. KG 
strebt in der Ortsgemeinde Hüffler die Er-
richtung eines Solarparks entlang der Bun-
desautobahn A 62 an. 

Das Plangebiet liegt östlich der Ortsge-
meinde Hüffler und in kurzer Entfernung 
zur Bundesautobahn A 62.

Aktuell beurteilt sich die planungsrecht-
liche Zulässigkeit nach § 35 BauGB 
(Außenbereich). Danach ist die Planung 
nicht realisierungsfähig. 

Um die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Realisierung des Solarparks zu 
schaffen, hat der Ortsgemeinderat Hüff-
ler hierzu in seiner Sitzung am 28.09.2021 
die Einleitung des Verfahrens zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes „Solarpark A 
62 Oberes Glantal, Teilbereich Hüffler“ be-
schlossen. Der Geltungsbereich umfasste 
damals eine Fläche von ca. 48 ha, wobei 
hiervon ca. 37 ha mit Solarmodulen belegt 
werden sollten.

Da die Errichtung von Photovoltaik-Freiflä-
chen-Anlagen mit einer Flächengröße von 
mehr als 10 ha der Raumordnung unter-
liegt, wurde auf Antrag der LEG Solar-In-
vest A62 GmbH als Projektentwicklerin 
und in Abstimmung mit der Unteren Lan-
desplanungsbehörde (Kreisverwaltung Ku-
sel) für den geplanten Solarpark in den 
Ortsgemeinden Hüffler, Quirnbach und Reh-
weiler ein Raumordnungsverfahren nach § 
15 Raumordnungsgesetz i.V.m § 17 Lan-
desplanungsgesetz Rheinland-Pfalz durch-
geführt.

Im Rahmen des v.g. Raumordnungsverfah-
rens wurden seitens der unteren Landespla-
nungsbehörde Hinweise vorgebracht, auf-
grund derer der Teilbereich Hüffler, auf An-
trag der Antragstellerin, aus dem Raum-
ordnungsverfahren ausgegliedert wur-
de. Der raumordnerische Entscheid vom 
24.04.2023 beschränkte sich somit nur 
noch auf die südliche Teilfläche in den Ge-
markungen Quirnbach und Rehweiler. Der 
nördliche Teilbereich in der Gemarkung 
Hüffler war somit nicht mehr Gegenstand 
des Verfahrens. 

Aufgrund der Grundstücksverfügbarkeit hat 
sich die Projektentwicklerin entschlossen, in 
einen ersten Schritt eine deutlich kleinere, 

vollständig gesicherte und ca. 10,6 ha gro-
ße Fläche einem Zielabweichungsverfahren 
zu unterziehen. Die insgesamt ca. 10,6 ha 
große Fläche verteilte sich auf zwei Stand-
orte (nördliche Fläche: 9,7 ha, südliche Flä-
che: 0,9 ha) und wird landwirtschaftlich ge-
nutzt. Mit Schreiben vom 06.10.2023 hat 
die LEG Solar-Invest A62 GmbH einen An-
trag gem. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 10 Abs. 6 
LPIG auf Zulassung einer Abweichung von 
dem Ziel des Regionalen Raumordnungs-
planes Westpfalz bei der SGD Süd gestellt.

Der Antrag auf Zulassung einer Zielabwei-
chung von dem Vorranggebiet für die Land-
wirtschaft wurde unter Beteiligung der Pla-
nungsgemeinschaft Westpfalz, der Land-
wirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, der 
Kreisverwaltung Kusel und der Verbandsge-
meindeverwaltung Oberes Glantal mit dem 
Ergebnis geprüft, dass für die Ausweisung 
einer Sonderbaufläche für Photovoltaik 
in der Ortsgemeinde Hüffler die Abwei-
chung von dem raumordnerischen Ziel 
„Vorranggebiet Landwirtschaft“ für die 
nördliche Fläche unter den Maßgaben zu-
gelassen wird, dass die zeitliche Nutzung 
der PVA im Rahmen der Baugenehmigung 
zu begrenzen ist. Zudem ist als Anschluss-
nutzung „Landwirtschaft“ festzulegen und 
für die erforderlichen Ausgleichsflächen 
dürfen keine weiteren landwirtschaftlichen 
Flächen in Anspruch genommen werden. 
Für die südliche Fläche wurde einer Abwei-
chung von den raumordnerischen Zielen 
nicht zugestimmt.

Auf Grundlage der im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung eingegangenen Stellung-
nahmen und der fortgeschrittenen Detail-
planung wird das vorliegende Verfahren zu-
nächst für den nordwestlichen Teilgeltungs-
bereich A fortgeführt wird. Teilgeltungsbe-
reich B wird zurückgestellt und einer kriti-
schen Überprüfung unterzogen. Hierdurch 
reduziert sich der Geltungsbereich von ca. 
32,9 ha auf ca. 9,7 ha. Der ursprüngliche 
Geltungsbereich wird ersetzt. Die genauen 
Grenzen sind der Planzeichnung zum Be-
bauungsplan zu entnehmen.

Die Erschließung des Solarparks ist über 
einen Feldwirtschaftsweg gesichert, der von 
der L 360 im Norden an die Fläche heran-
führt.

Die Bundesregierung verabschiedete mit 
dem „Osterpaket“ im Frühjahr 2022 die 
größte energiepolitische Gesetzesnovelle 
seit Jahrzehnten. Ziel ist der beschleunig-
te und konsequente Ausbau erneuerbarer 
Energien. Bis 2030 sollen der Anteil 
erneuerbarer Energien am Bruttostromver-
brauch auf mindestens 80 Prozent steigen.

Gem. § 2 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes (EEG 2023) wird der Errichtung von An-
lagen zur Produktion erneuerbarer Ener-
gien, wie folgt Vorrang eingeräumt:

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Inter-
esse und dienen der öffentlichen Gesund-
heit und Sicherheit. Bis die Stromerzeugung 
im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneut-
ral ist, sollen die erneuerbaren Energien als 
vorrangiger Belang in die jeweils durchzu-
führenden Schutzgüterabwägungen einge-
bracht werden.“

Die vorliegende Planung entspricht somit 
den energie- und klimaschutzpolitischen 
Zielsetzungen und -vorgaben des Bundes. 

Durch die Errichtung des geplanten Solar-
parks wird ein aktiver Beitrag zum konse-
quenten Ausbau erneuerbarer Energien im 
Landkreis Kusel geleistet.

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Der Umweltbericht ist 
gesonderter Bestandteil der Begründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist 
die Kernplan Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation mbH, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt worden.

Mit der Erstellung des Umweltberichtes ist 
das Büro für Landschaftsplanung und land-
schaftsökologische Studien Neuland-Saar, 
Brückenstraße 1, 66625 Nohfelden-Bosen 
beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der Bebauungsplan ist nicht aus dem Flä-
chennutzungsplan gem. § 8 Abs. 2 BauGB 
entwickelt. Aus diesem Grund wird für 
den Geltungsbereich des Bebauungs-
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plans der Flächennutzungsplan in einem 
Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB 
teilgeändert.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich ca. 230 m öst-
lich des Siedlungskörpers von Hüffler und in 
kurzer Entfernung angrenzend zur Bundes-
autobahn A 62.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden durch einen Gehölzriegel 
und landwirtschaftliche Flächen sowie 
die L 360,

•	 im Osten durch einen Gehölzriegel und 
landwirtschaftliche Flächen, 

•	 im Süden durch landwirtschaftliche Flä-
chen,

•	 im Westen durch einen Gehölzriegel 
und die A 62.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungspla-
nes zu entnehmen.

Nutzungen des Plangebietes 
und Umgebungsnutzung

Von dem Planvorhaben sind fast ausschließ-
lich landwirtschaftlich genutzte Flächen be-
troffen. Größtenteils handelt es sich um 
Ackerflächen, teilweise sind Wiesen vorhan-
den. Nur sehr sporadisch sind entlang der 
Wirtschaftswege und eingestreut zwischen 
den Parzellen einzelne kleinflächige Feldge-
hölze, Hecken und Einzelbäume zu finden. 

Die A 62 sorgt für eine einschneidende Be-
lastung des Landschaftsbildes. 

Topografie des Plangebietes

Das Gebiet ist Teil des Kuseler Berglandes 
und verfügt über leichte Reliefenergie und 
weitestgehend durchgehende Nordexposi-
tion.

Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet setzt sich aus Flächen zu-
sammen, zu denen der Projektträger bereits 
gültige Nutzungsverträge geschlossen hat. 
Die Flächen stehen nach Beendigung der 
landwirtschaftlichen Pachtverträge zur Ver-
fügung. 

Verkehrsinfrastruktur

Die Erschließung des Solarparks ist über 
einen Feldwirtschaftsweg gesichert, der von 
der L 360 im Norden an die Fläche heran-
führt.

Für die Errichtung bzw. den Betrieb der 
Photovoltaikfreiflächenanlage sind lediglich 
Zuwegungen für die Anlieferung und War-
tung der Module notwendig. Darüber hi-
nausgehende verkehrliche Erschließungs-
maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Orthophoto mit Lage des Plangebietes (weiße Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2025); Bearbeitung: Kernplan
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Infrastruktur

Zur Einspeisung des gewonnenen Stromes 
in das Stromnetz werden die Module auf 
dem Feld zu Strängen zusammengeschaltet 
und durch Kabel in die Wechselrichter ge-
leitet. Die Wechselrichter werden entweder 
als String-Wechselrichter oder als sog. Zen-
tralwechselrichter in Kompaktstationen inkl. 
Trafo auf der Fläche installiert.

Um den Netzverknüpfungspunkt zu errei-
chen, muss eine unterirdische Kabeltrasse 
verlegt werden.

Außerdem ist es möglich, dass die Freiflä
chen-Photovoltaik-Anlage in Zukunft mit 
einem Stromspeicher kombiniert wird.

Es fällt kein Schmutzwasser innerhalb des 
Plangebietes an.

Das gesamte Gebiet wird zum Schutz vor 
Vandalismus und Diebstahl eingezäunt, im 
Bereich der Zuwegungen sind Tore vorge-
sehen.

Blick von Süden über das Plangebiet
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsprogramm IV

Ziele und Grundsätze gem. 4. Teilfort-
schreibung LEP IV vom 30. Januar 2023

G 161

Die Nutzung erneuerbarer Energieträger soll an geeigneten Standorten ermöglicht und 
im Sinne der europäischen, bundes- und landesweiten Zielvorgaben ausgebaut werden. 
Die Träger der Regionalplanung sollen im Rahmen ihrer Moderations-, Koordinations- 
und Entwicklungsfunktion darauf hinwirken, dass unter Berücksichtigung der regionalen 
Besonderheiten die Voraussetzungen für den weiteren Ausbau von erneuerbaren Ener-
gien geschaffen werden.

zu G 161

Die Lösung raumordnerischer Konflikte in Bezug auf die Umsetzung energiepolitischer 
Vorgaben ist eine wichtige Aufgabe der Regionalplanung. Auftretende Nutzungskonflikte 
zum Beispiel zwischen der Sicherung des Freiraums und der Nutzung freiraum- affiner 
energetischer Potenziale sind hier zu lösen. Aufgrund der mit der Nutzung er- neuerbarer 
Energien verbundenen Eingriffe sind beispielsweise die Belange des Arten- und Biotop-
schutzes, der Schutz des Landschaftsbildes oder die Belange von Erholung und Fremden-
verkehr mit den Anforderungen an Klima- und Ressourcenschutz oder der Stärkung regio-
naler Wirtschaftskreisläufe in Einklang zu bringen.

Z 162

Die Regionalplanung trifft auf der Basis handlungsorientierter Energiekonzepte Festle-
gungen zur räumlichen Nutzung erneuerbarer Energien, zur Energieeinsparung und zur 
effizienten und rationellen Energienutzung. Dabei ist orts- bzw. regionsspezifischen Be-
sonderheiten Rechnung zu tragen.

zu Z 162

Räumliche Nutzungskonzepte (zum Beispiel Energiekonzepte der Planungsgemein- 
schaften bzw. des Verbandes Region Rhein-Neckar) sind im Dialog mit den regionalen 
und kommunalen Akteuren zeitnah umzusetzen. Wo noch keine Energiekonzepte oder 
Potenzialstudien vorliegen, sind diese zeitnah zu erstellen und in konkrete Maßnahmen 
und Vorhaben überzuleiten. Verbindliche Planungen müssen der strategischen Umwelt-
prüfung (SUP) und die konkreten Vorhaben und Projekte müssen der Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) genügen. Erfordernisse aus der demografischen Entwicklung sind 
ebenso zu beachten wie die Strategie des Gender-Mainstreamings.

G 166

Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen flächenschonend, insbesondere auf zivilen und 
militärischen Konversionsflächen, entlang von linienförmigen Infrastrukturtrassen sowie 
auf ertragsschwachen, artenarmen oder vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen er-
richtet werden. Als Kenngröße für vergleichsweise ertragsschwächere landwirtschaftliche 
Flächen soll die regionaltypische Ertragsmesszahl herangezogen werden.

zu G 166

Auch bei der Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen soll dem Gedanken des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie der Berücksichtigung von Schutzas-
pekten Rechnung getragen werden. Daher kommen insoweit als Standorte insbesondere 
zivile und militärische Konversionsflächen, Flächen entlang linienförmiger Infrastruktur-
trassen sowie artenarme, vergleichsweise ertragsschwache oder vorbelastete Ackerflä-
chen und Grünlandflächen in Betracht. Durch naturverträgliche und biodiversitätsfreund-
liche Ausgestaltung der Freiflächen-Photovoltaikanlagen, die nur eine geringe oder gar 
keine Eingriffskompensation erforderlich macht, kann dem Gedanken des Flächensparens 
ebenfalls Rechnung getragen werden. Auch die Nutzung von Deponieflächen kann in 
Frage kommen.
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Kriterium Beschreibung

Hinweise zu artenarmen Acker- und Grünlandbiotopen lassen sich aus der Kartieranlei-
tung der Biotoptypen in Rheinland-Pfalz ableiten, die im Landschaftsinformationssystem 
der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz (LANIS) unter „Fachinformationen Biotope“ 
zu finden ist. Gesetzlich geschützte Grünlandbiotope sind stets artenreich und zählen 
daher nicht zu den artenarmen Biotoptypen. Hinweise zur Ertragsschwäche lassen sich z. 
B. auch aus der Bodenwertzahl ableiten, die jedoch regional zu differenzieren ist. Als 
Kenngröße ist hierzu die Ertragsmesszahl (EMZ) gemäß § 9 des Bodenschätzungsgeset-
zes vom 20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3150; 3176), zuletzt geändert durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1794), heranzuziehen. Die landesweite 
durchschnittliche EMZ liegt bei ca. 35. Entsprechend kann landesweit davon ausgegan-
gen werden, dass Flächen mit einer EMZ kleiner als 35 tendenziell ertragsschwächer sind. 
Im Speziellen können auf Ebene der zuständigen kommunalen Verwaltungseinheiten die 
lokal typischen durchschnittlichen EMZ abweichen. In diesen Fällen sollen die jeweils zu-
ständigen Träger der Bauleitplanung die lokal typischen durchschnittlichen EMZ zur an-
gemessenen Berücksichtigung der wirtschaftlichen Entwicklung landwirtschaftlicher Be-
triebe ihrer Abwägung zugrunde legen.

Großflächige Photovoltaikanlagen, die im Außenbereich als selbstständige Anlagen er-
richtet werden sollen, sind nach dem geltenden Baugesetzbuch grundsätzlich nur im 
Rahmen der gemeindlichen Bauleitplanung zulässig

Z 166 b

In den Regionalplänen sind zumindest Vorbehaltsgebiete für Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen, insbesondere entlang linienförmiger Infrastrukturtrassen, auszuweisen.

zu Z 166 b

Die Ausweisung von Vorbehaltsgebieten für Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf der 
Ebene der Regionalpläne ist ein Beitrag zur Flächensicherung zum Erreichen der vor- ge-
nannten energiepolitischen Zielsetzungen des Landes.

G 166 c

Durch ein regionales und landesweites Monitoring soll die Überplanung und Nutzung 
von Ackerflächen für den Bau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen beobachtet werden.

zu G 166 c

Im Rahmen der Regional- und Bauleitplanung ist zu berücksichtigen, dass der Land- wirt-
schaft die Grundlagen der Bewirtschaftung durch eine Begrenzung der Nutzung von 
Ackerflächen erhalten werden sollen. Bei der Planung von Freiflächen-Photovoltaikanla-
gen sollen daher im Rahmen der Abwägung landwirtschaftliche Belange angemessen 
berücksichtigt werden. Landesweit soll die Nutzung von Ackerflächen für den Bau von 
weiteren Freiflächen-Photovoltaikanlagen (Stichtag: 31. Dezember 2020) auf 2 Prozent 
begrenzt werden, wobei in einzelnen Kommunen auch mehr als 2 Prozent in Anspruch 
genommen werden können, solange dies mit den Belangen der örtlichen Landwirtschaft 
vereinbar ist. Soweit Agri-Photovoltaik-Freiflächenanlagen (Agri- Photovoltaik) innerhalb 
von landwirtschaftlichen Vorranggebieten errichtet werden sollen, ist dies raumord-
nerisch mit einem Vorranggebiet für die Landwirtschaft nur vereinbar, wenn eine mög-
lichst uneingeschränkte Landbewirtschaftung durchführbar ist. In landwirtschaftlichen 
Vorranggebieten kann eine Flächenmehrfachnutzung in Frage kommen. Die Ausweisung 
von Vorbehalts- und Vorranggebieten für Freiflächen-Photovoltaikanlagen soll durch ein 
Monitoring der Landesplanung oder anderer Fachbehörden begleitet werden

Landschaftsprogramm zum LEP IV Nachfolgend sind überörtliche Erfordernisse und Maßnahmen zur Sicherung der Ziele des 
Naturschutzes für den Geltungsbereich und dessen Umfeld dargestellt. Diese ergeben 
sich aus dem Landschaftsprogramm zum Landesentwicklungsprogramm IV.
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Kriterium Beschreibung

Landschaften und Erholungsräume Gemäß Themenkarte „Landschaftstypen“ des Landschaftsprogramms zum LEP IV be-
findet sich der Geltungsbereich innerhalb einer offenlandbetonten Mosaiklandschaft 
(Grundtyp).

Die Landschaftstypen stellen die Grundlage für die Darstellung von Erholungs- und Erleb-
nisräumen dar, in denen die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 
Natur und Landschaft vorrangig zu sichern und zu entwickeln sind. 

In der Themenkarte „Erholungs- und Erlebnisräume“ des Landschaftsprogramms zum 
LEP IV sind für den Geltungsbereich keine Erholungs- und Erlebnisräume ausgewiesen. 
Darüber hinaus sind keine historischen Kulturlandschaften vorhanden. Auch landesweit 
bedeutsame Bereiche für den Freiraumschutz in Form von regionalen Grünzügen liegen 
nicht im Gebiet.

Arten und Lebensräume Gemäß Themenkarte „Biotopverbund“ des Landschaftsprogramms zum LEP IV sind für 
den Geltungsbereich und den unmittelbaren Nahbereich keine Ziele oder Maßnahmen 
definiert. Es sind keine bedeutsamen Wanderkorridore dargestellt.

Luftaustauschbahnen und klimatische 
Ausgleichsräume

Gemäß der Themenkarte „Luftaustauschbahnen und klimatische Ausgleichsräume“ des 
Landschaftsprogramms zum LEP IV sind in Bezug auf die klimatische Funktion des Gel-
tungsbereich keine Luftaustauschbahnen oder klimatische Wirkräume vorhanden.

Wasserschutzgebiete Dem Vorhabengebiet ist keine landesweit bedeutsame Funktionen für den Grund- 
und Hochwasserschutz (landesweit bedeutsame Ressourcen für den Grundwasser-
schutz und die Trinkwassergewinnung sowie landesweit bedeutsame Bereiche für den 
Hochwasserschutz) zugewiesen.

Landwirtschaft Maßstäblich bedingt ist eine Überschneidung mit landesweit bedeutsamen Flächen für 
die Landwirtschaft nicht genau erkennbar. Die das Plangebiet betreffenden Ziele und 
Grundsätze des LEP werden jedoch im Regionalen Raumordnungsplan Westpfalz genau-
er dargestellt und als shape-Datei zur Verfügung gestellt. Hier wird erkennbar, dass sich 
Teile des Plangebietes mit Vorranggebieten für die Landwirtschaft überschneiden. (siehe 
nachfolgender Abschnitt) 

Vorranggebiete bedeuten in der Regel, dass dem jeweiligen Belang ein Vorrang vor allen 
anderen raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen zukommt, d.h. diese sind grund-
sätzlich für die Errichtung von Solarparks ausgeschlossen. Im Rahmen eines Zielabwei-
chungsverfahrens (§ 10 Abs. 6 LPlG) wurde geprüft, ob eine Abweichung von dem tan-
gierten Ziel ausnahmsweise zugelassen werden kann. 

Sonstige Restriktionen Landesweit bedeutsame Flächen für Forstwirtschaft, Rohstoffsicherung, Windenergie-
nutzung, Tourismus sind nicht betroffen.

Regionaler Raumordnungsplan

Ziele gem. 3. Teilfortschreibung 2018 vom 
18. Mai 2020

Im Regionalen Raumordnungsplan Region Westpfalz ist der Geltungsbereich mehrheit-
lich als „Sonstige Freifläche“ und in kleineren Teilen als „Vorranggebiet Landwirtschaft“ 
(Z 28) dargestellt. Die Bundesautobahn A 62 ist als großräumige Straßenverbindung (Be-
stand) dargestellt. 

Gem. § 7 Abs. 3 ROG sind Vorranggebiete Gebiete, die für bestimmte raumbedeutsame 
Funktionen oder Nutzungen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Funktionen 
oder Nutzungen in diesem Gebiet ausschließen, soweit diese mit den vorrangigen Funk-
tionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind (Vorranggebiete).  

Mit Schreiben vom 06.10.2023 hat die LEG Solar-Invest A62 GmbH für den ca. 9,7 ha 
großen Geltungsbereich  einen Antrag gem. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 10 Abs. 6 LPIG auf 
Zulassung einer Abweichung von dem Ziel des Regionalen Raumordnungsplanes West-
pfalz bei der SGD Süd gestellt. 
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Kriterium Beschreibung

Der Antrag auf Zulassung einer Zielabweichung von dem Vorranggebiet für die Land-
wirtschaft wurde mit dem Ergebnis geprüft, dass für die Ausweisung einer Sonderbauflä-
che für Photovoltaik in der Ortsgemeinde Hüffler die Abweichung von dem raumordneri-
schen Ziel „Vorranggebiet Landwirtschaft“ unter den Maßgaben zugelassen wird, dass 
die zeitliche Nutzung der PVA im Rahmen der Baugenehmigung zu begrenzen ist. Zudem 
ist als Anschlussnutzung „Landwirtschaft“ festzulegen und für die erforderlichen Aus-
gleichsflächen dürfen keine weiteren landwirtschaftlichen Flächen in Anspruch genom-
men werden. 

Regionaler Raumordnungsplan IV Westpfalz, 3. Teilfortschreibung 2018

Internationale / nationale Schutzgebiete und Biotop- / Artenschutz

IUCN-I Wildnisgebiete nicht betroffen

IUCN-II Nationalparks nicht betroffen

IUCN-III Naturdenkmälern nicht betroffen

IUCN-IV Biotop-/Artenschutzgebieten 
(Natura 2000-Gebiete sowie Schutz-ge-
biete der Ramsar-Konvention)

nicht betroffen

IUCN-V Geschützten Landschaften (ge-
schützte Landschaften 
und  Biosphärenreservate)

nicht betroffen

IUCN-VI Ressourcenschutzgebieten oder 
Kulturlandschaften mit Management

nicht betroffen

Landschaftsschutzgebiete nicht betroffen

Geschützte Landschaftsbestandteile nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Naturparks nicht betroffen

Kulturdenkmäler nach § 8 DSchG Rhein-
land-Pfalz

•	 In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie sind im Geltungsbe-
reich der Planung zwei archäologische Fundstellen verzeichnet. Es handelt sich dabei 
um allgemein vorgeschichtliche und hallstattzeitliche Grabfunde (Fundstelle Hüffler 
2) sowie den Verlauf einer Altstraße (Fundstelle Hüffler 4). Es ist jedoch nicht davon 
auszugehen, dass das Vorhaben die genannten Fundstellen berührt.

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen

Da von dem Planvorhaben keine Bäume und Gehölzbestände betroffen sind, sind 
keine speziellen Rodungszeiten vorzugeben, die zum allgemeinen Schutz wild lebender 
Pflanzen und Tiere gemäß § 39 BNatSchG notwendig wären.

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe 
Umweltbericht

Hochwasserschutz / Starkregenvorsorge

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflä-
chenabflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zu-
geführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch un-
kontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung vor-
sorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Ab-
wehr von möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigen-
tümer zu bedenken. Der Grad der Gefährdung durch Starkregenereignisse ist im Zuge 
der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 
WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Scha-
densminderung zu treffen. 

•	 Um der Herausforderung zunehmender Starkregenereignisse zu begegnen, bietet das 
Land Rheinland-Pfalz landesweite Informationskarten an, die auf Basis von Berech-
nungen auf die Gefahren von Sturzfluten nach extremen Regenfällen hinweisen. Re-
gionale Unterschiede von Niederschlagsereignissen werden dabei betrachtet.

•	 Bei den Sturzflutgefahrenkarten wird die Darstellung von Wassertiefen, Fließge-
schwindigkeiten und -richtungen von oberflächlichem Wasser, das infolge von Stark-
regen abfließt, durch die Betrachtung verschiedener Szenarien mit unterschiedlichen 
Regenhöhen und -dauern ermöglicht. Grundlage dieser Karten ist der einheitli-
che„Stark-Regen-lndex“ (SRI). Das Basisszenario „Außergewöhnliche Starkregener-
eignisse“ (SRI 7) geht von 40 - 47 mm Niederschlag innerhalb einer Stunde aus, was 
in etwa der Wahrscheinlichkeit eines hundertjährlichen Hochwassers (HQ100) ent-
spricht. Zusätzlich liefern die Szenarien „Extreme Starkregenereignisse“ weitere Ein-
blicke.

•	 Bei Starkregenereignissen besteht die Möglichkeit, dass überall Oberflächenabfluss 
auftritt. Dabei können sich in Mulden, Rinnen oder Senken höhere Wassertiefen und 
schnellere Fließgeschwindigkeiten entwickeln. Aus diesem Grund ist es wichtig, stets 
die örtlichen Oberflächenstrukturen und die gegebenen Bedingungen zu berücksich-
tigen. Die Sturzflutgefahrenkarten sind unter dem Link https://geoportal-wasser.rlp-
umwelt.de/servlet/is/10360/ einsehbar. 

•	 Da bislang kein örtliches Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept existiert, sind 
aktuell keine weitergehenden Maßnahmen durch die Kommune geplant. Um der 
Selbstverpflichtung gem. § 5 Abs. 2 WHG gerecht zu werden, wird empfohlen, die 
Informationskarten des Landes, sowie die tatsächlichen Abflussbahnen vor Ort zu 
überprüfen und die Gefährdung in der Detailplanung zu berücksichtigen.
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Kriterium Beschreibung

Quelle: Sturzflutgefahrenkarte Rheinland-Pfalz; https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/

Quelle: Sturzflutgefahrenkarte Rheinland-Pfalz; https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Bebauungsplan ist nicht aus dem Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 2 BauGB ent-
wickelt. Aus diesem Grund wird für den Geltungsbereich des Bebauungsplans der Flä-
chennutzungsplan in einem Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB teilgeändert.

Bestand

Teiländerung
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Das Projekt

Standortalternativen

Bei der Standortsuche konzentrierte sich 
die LEG Solar-Invest A62 GmbH & Co. KG 
auf Flächen in dünn besiedelten Regionen, 
aus denen ein großflächiges, zusammen-
hängendes Plangebiet geschaffen werden 
kann und welche in „benachteiligten Ge-
bieten“ liegen. Gleichzeitig sollte es mög-
lichst EEG förderfähige Flächen sein bzw. 
daran angrenzen, um die Wirtschaftlichkeit 
des Solarparks zu unterstützen.

Mit Beginn der Suche im Jahr 2017 lagen 
nach dem EEG vergütungsfähige Flächen 
im 110 m Streifen entlang von Autobah-
nen und Schienenwegen, auf Konversions-
flächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, 
wohnungsbaulicher oder militärischer Nut-
zung sowie auf Bestands-Gewerbe- und In-
dustriegebieten und baulichen Anlagen.

In der anvisierten Größenordnung wurden 
keine Standorte auf Konversionsflächen, 
baulichen Anlagen oder in Gewerbe- und 
Industriegebieten eruiert. Daher folgte die 

Standortsuche entlang von Schienenwegen 
und Autobahnen 

Hinweis: Der Standort wurde ausgewählt, 
bevor das Land Rheinland-Pfalz mit der 
Länderöffnungsklausel aus dem EEG auch 
Grünlandflächen in benachteiligten Gebie-
ten freigegeben hat (Ende 2018) und durch 
das „neue“ EEG (Stand: 01.01.2023) die 
Förderkriterien auf einen 500-m-Korridor  
entlang von Autobahnen und Schienenwe-
gen erweitert wurden.

Auswahlverfahren

Als Standortalternativen wurden in der 
bundeslandweiten Weißflächenkartierung 
für potenzielle Photovoltaik-Freiflächen-
Anlagen-Standorte neben dem gewähl-
ten Standort zwei weitere Standorte an der 
A 62 sowie ein Standort an der A 63 ermit-
telt. An Schienenwegen ergaben sich keine 
größeren Flächenkulissen.

Unter Berücksichtigung der wesentli-
che Auswahlgründe für Standort- sowie 
der tatsächlichen Flächenkulisse vor Ort 

(Flächengröße) wurde eine Matrix aufge-
stellt, in der die Standorte gegenüberge-
stellt und miteinander verglichen wurden. 
Es wurden Nähe zu Schienenwegen und 
Autobahnen, Sichtbeziehungen zur Umge-
bungsbebauung und Entfernung von Sied-
lungsstrukturen, Umgebungsvegetation, 
Topografie der Flächen, derzeitige Flächen-
nutzung, Schutzgebietsstruktur und all-
gemeiner Gebietscharakter, Grundeigen-
tümerstruktur, (Teil-)Förderfähigkeit nach 
EEG.

Abschließend wurde das Kriterium der pri-
mären Nutzung benachteiligter Gebiete in 
die Bewertungsmatrix aufgenommen. Hie-
raus ergaben sich sog. Potenzialflächen, 
welche einer näheren Betrachtung zuge-
führt wurden. Ausschlaggebend für den fa-
vorisierten Standort waren vorwiegend die 
Entfernung zur BAB A 62 und der umge-
benden Siedlungsstrukturen hinsichtlich 
der Einsehbarkeit der Photovoltaik-Anlage 
durch die durch Bewuchs geschützte Pla-
teaulage.

Standortalternativen, ohne Maßstab; Quelle: Arbeitsgemeinschaft Kataster und Kartografie der Großregion, www.gis-gr.eu, Bearbeitung Kernplan
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Alternativstandorte

Die Alternativstandorte besaßen die im Fol-
genden dargestellten Kenngrößen, welche 
zum präferierten Standort in einem Ver-
gleich gegenübergestellt wurden und für 
ungünstiger hinsichtlich der erfolgreichen 
Projektrealisierung befunden wurden.

•	 Alternativstandort 1: Nordöstlich & öst-
lich der Gemeinde Obernheim-Kirchen-
arnbach (Fläche: 86 ha); Aber: teilweise 
aus Bann & Queidersbach einsehbar. 
Geeignetes Netzeinspeisepunkt etwa 9 
Kilometer entfernt. 

•	 Alternativstandort 2: Östlich von Ims-
bach & westlich von Börrstadt (Fläche: 
116 ha), geeigneter Netzanschluss et-
wa 2 Kilometer entfernt; Aber: nicht zu-
sammenhängend. Einsehbar von allen 
umliegenden Gemeinden. 

•	 Alternativstandort 3: Westlich von Ku-
sel, in der Nähe von Ehweiler (Fläche: 
97 ha), geeigneter Netzanschluss 2 Ki-
lometer entfernt; Aber: von der BAB 62 
einsehbar, Nähe zum Siedlungsgebiet

Die derzeitige Nutzung der Alternativstand-
orte beschränkt sich größtenteils auf die 
Produktion landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse (Ackerbau & Viehzucht) im kleine-
ren bis mittleren Maßstab. Die Feldstruktur 
war bei der Besichtigung der Flächen recht 
kleinteilig. Ebenso scheinen Flächen brach 
zu liegen bzw. nur geringfügig genutzt zu 
werden. Die umgebende Nutzung ist ge-
prägt von Forst- und Landwirtschaft, wie 
dies auch beim Primärstandort der Fall ist. 
Vereinzelt sind in den Randgebieten in Rich-
tung der Verkehrswege auch mittelständi-
sche Gewerbebetriebe erkennbar.

Flächenverfügbarkeit bzw. 
Eigentumsverhältnisse

Bei der Flächenakquise durch den Vorha-
benträger wurde zunächst das Projekt in 
mehreren Phasen in den betroffenen Ge-
meinden vorgestellt und nach Zustimmung 
der Gemeinden Interessensbekundungen 
der LEG Solar-Invest A62 GmbH & Co. KG 
an alle potenziellen FlächeneigentümerIn-
nen versendet.

Durch die Gemeinden erfolgte die Vorga-
be, keine Individualverträge abzuschließen, 
sondern einen freigegebenen Standortver-
trag. Im nächsten Schritt wurden mit den 
EigentümerInnen, die Interesse an einer Flä-
chenverpachtung bekundeten, Nutzungs-
verträge geschlossen.

Das Plangebiet setzt sich aus Flächen zu-
sammen, zu denen der Projektträger bereits 
gültige Nutzungsverträge geschlossen hat. 
Die Flächen stehen nach Beendigung der 
landwirtschaftlichen Pachtverträge zur Ver-
fügung. 

Für das Raumordnungsverfahren und das 
Bauleitplanverfahren wurden, um ein groß-
flächig zusammenhängendes Plangebiet 
abzubilden, Flächen, zu denen kein Nut-
zungsvertrag abgeschlossen wurde, einbe-
zogen.

Flächen, die aufgrund ihrer derzeit be-
stehenden Nutzung (z.B. Landwirtschaft) 
bzw. durch gültige Pachtverträge sowie 
schwierige Eigentumsverhältnisse (z.B. 
Erbengemeinschaften) nicht bzw. auf ab-
sehbare Zeit nicht zur Verfügung stehen, 
blieben für die Standortfindung unberück-
sichtigt.

Topografie und Exposition

Zur Errichtung einer wirtschaftlich rentab-
len Photovoltaik-Freiflächen-Anlage ist die 
Topografie und Exposition des Plangebietes 
von entscheidender Bedeutung. 

Die Sonneneinstrahlung im südlichen Teil  
von Rheinland-Pfalz ist wesentlich höher 
als im nördlichen (1051-1070 kWh/m2 im 
Vergleich zu 951-970 kWh/mW).

Flächen, die aufgrund ihrer stark bewegten 
Topografie und nach Norden gerichteten 
Exposition zur Errichtung einer Photovol-
taik-Freiflächen-Anlage, ungeeignet  sind, 
blieben unberücksichtigt. 

Der Standort in der Verbandsgemeinde Obe-
res Glantal setzte auch sich wegen seiner 
fast durchgehenden südexponierten Hang-
lagen im Kuseler Bergland gegenüber den 
anderen durch. Die Reliefenergie am ge-
wählten Standort ermöglicht Mehrerträge 
von Photovoltaik-Freiflächen-Anlagen, im 
Vergleich zum tiefer gelegenen Flachland.

Die Sichtbarkeit der Anlage von Siedlungs-
körpern aus, bedingt durch die ideale Topo-
grafie und umliegende Gehölzbestände, ist 
sehr gering. Hierdurch ergab sich eine gu-
te Eignung.

Netzkapazitäten

Große Solarparks, wie geplant, sind in der 
Hoch- bzw. Höchstspannungsebene anzu-
schließen. Daher wurde bei der Standort-

wahl auch auf kurze Wege zur 110 kV-Lei-
tung Wert gelegt.

Ökologische Wertigkeit

Gemäß den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung blieben ökologisch hoch-
wertige Grün- und Waldflächen, sowie 
sonstige Schutzgebiete (mit Ausnahme 
von Vogelschutzgebieten) im Rahmen der 
Standortfindung außen vor.

Landwirtschaftliche Wertigkeit

Landwirtschaftliche Nutzflächen mit hoher 
Ertragsfähigkeit wurden bei der Standort-
findung weitestgehend vermieden. Es wur-
den vorrangig Flächen in Betracht gezogen, 
die mittlere bis niedrige landwirtschaftliche 
Kennzahlen haben.

Der gewählte Standort liegt in der Gegend 
des Kuseler Berglands mit überwiegend ba-
sischen und intermediären Vulkaniten, zum 
Teil wechselnd mit Lösslehm. Die Ackerzah-
len sind hier mittel bis gering (60 - < 20).  

Unterstützt durch den bisherigen Anbau 
von flach wurzelndem Mais entlang des 
Hangs an der Autobahn, besteht Bodenero-
sionsgefährdung. Pfosten einer Photovol-
taik-Freiflächen-Anlage und Grasbewuchs 
wirken hier positiv entgegen. 

Ertragsarme Äcker in benachteiligten Ge-
bieten für Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen 
zur Verfügung zu stellen, ist der Grundsatz 
166 des LEP IV der Landesregierung.

Umfang des Vorhabens

Aufgrund der Grundstücksverfügbarkeit hat 
sich die Projektentwicklerin entschlossen, in 
einen ersten Schritt eine deutlich kleinere, 
vollständig gesicherte und ca. 10,6 ha gro-
ße Fläche einem Zielabweichungsverfahren 
zu unterziehen. Die insgesamt ca. 10,6 ha 
große Fläche verteilte sich auf zwei Stand-
orte (nördliche Fläche: 9,7 ha, südliche Flä-
che: 0,9 ha) und wird landwirtschaftlich ge-
nutzt. Mit Schreiben vom 06.10.2023 hat 
die LEG Solar-Invest A62 GmbH einen An-
trag gern. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 10 Abs. 6 
LPIG auf Zulassung einer Abweichung von 
dem Ziel des Regionalen Raumordnungs-
planes Westpfalz bei der SGD Süd gestellt.

Der Antrag auf Zulassung einer Zielabwei-
chung von dem Vorranggebiet für die Land-
wirtschaft wurde unter Beteiligung der Pla-
nungsgemeinschaft Westpfalz, der Land-
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wirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, der 
Kreisverwaltung Kusel und der Verbandsge-
meindeverwaltung Oberes Glantal mit dem 
Ergebnis geprüft, dass für die Ausweisung 
einer Sonderbaufläche für Photovoltaik 
in der Ortsgemeinde Hüffler die Abwei-
chung von dem raumordnerischen Ziel 
„Vorranggebiet Landwirtschaft“ für die 
nördliche Fläche unter den Maßgaben zu-
gelassen wird, dass die zeitliche Nutzung 
der PVA im Rahmen der Baugenehmigung 
zu begrenzen ist. Zudem ist als Anschluss-
nutzung „Landwirtschaft“ festzulegen und 
für die erforderlichen Ausgleichsflächen 
dürfen keine weiteren landwirtschaftlichen 
Flächen in Anspruch genommen werden. 
Für die südliche Fläche wurde einer Abwei-
chung von den raumordnerischen Zielen 
nicht zugestimmt.

Auf Grundlage der im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung eingegangenen Stellung-
nahmen und der fortgeschrittenen Detail-
planung wird das vorliegende Verfahren zu-
nächst für den nordwestlichen Teilgeltungs-
bereich A fortgeführt wird. Teilgeltungsbe-
reich B wird zurückgestellt und einer kriti-
schen Überprüfung unterzogen. Hierdurch 
reduziert sich der Geltungsbereich von ca. 
32,9 ha auf ca. 9,7 ha.

Fazit

Der Standort ist grundsätzlich für einen 
Solarpark aufgrund geringer Einsehbar-
keit und mittlerer bis geringer ökologischer 
und landwirtschaftlicher Wertigkeit, sowie 
der fast durchgehenden Südexposition und 
der Nähe zu einer 110-kV-Leitung hervor-
ragend geeignet. Die Größe und Verfügbar-
keit der Flächen ermöglichen eine rasche 
und wirtschaftlich rentable Entwicklung. 

Plangebiet Teilbereich Hüffler, 32,9 ha, ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2021), dl-de/by-2-
0, http://www.lvermgeo.rlp.de; Bearbeitung: Kernplan
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§  1-14 
BauNVO

Sonstiges Sondergebiet 
„Photovoltaik“

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  11 
BauNVO

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO ist ein solches 
Gebiet als Sonstiges Sondergebiete festzu-
setzen, das sich von den Baugebieten nach 
den §§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unter-
scheidet. Analog Abs.  2 ist deren Zweck
bestimmung und die Art der Nutzung fest-
zusetzen.

Ziel der vorliegenden Planung ist, die 
Nutzung des Gebietes mit einer Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage planungsrecht- 
lich vorzubereiten.

Deshalb sind innerhalb der Baufenster An-
lagen zur Erzeugung und Speicherung von 
Strom aus solarer Strahlungsenergie zuläs-
sig.

Weiterhin wurde die Zulässigkeit von An-
lagen festgesetzt, die erforderlich sind, um 
die angestrebte Hauptnutzung zu realisie-
ren.

Zur internen Erschließung des Sonsti-
gen Sondergebietes „Photovoltaik“ sind 
Zuwegungen zulässig. Ein wichtiges Ele-
ment jeglicher Nutzung ist die Entwäs-
serung. Vorrichtungen zur Entwässerung 
müssen zwingend zulässig sein, um einen 
schadlosen Abfluss bzw. die Versickerung 
von Wasser zu ermöglichen.

Die Errichtung von Zäunen und Über
wachungskameras dient dem Schutz der 
Anlage vor Vandalismus und Diebstahl.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Gem. §  9 Abs.  1 Nr.  1 BauGB i.V.m. §  18 
BauNVO

Die Festsetzung der maximalen Höhe bau-
licher Anlagen dient der Verhinderung 
einer Höhenentwicklung über das unbe-
dingt nötige Maß hinaus und sorgt so-
mit für ein möglichst harmonisches Einfü-
gen in das Landschaftsbild. Innerhalb der 
zulässigen Höhe können alle technischen 
Möglichkeiten für eine möglichst optimier-
te Photovoltaiknutzung  ergriffen werden.

Grundflächenzahl und maximal 
versiegelbare Grundfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  19 
BauNVO

Die Grundflächenzahl nach §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter überbaute Grundflä-
che je Quadratmeter Grundstücksfläche zu-
lässig ist.

Die Bemessungsobergrenze für die bauliche 
Nutzung liegt in sonstigen Sondergebieten 
bei einer Grundflächenzahl von 0,8.

Im Sonstigen Sondergebiet „Photovoltaik“ 
ist eine Grundflächenzahl von 0,6 für die 
projizierte überbaubare Fläche erforderlich, 
um die Belegungsdichte der Modultische zu 
regeln. Im Unterschied zu sonstigen bauli-
chen Anlagen bringen Photovoltaikanlagen 
in aufgeständerter Bauweise einen sehr ge-
ringen Versiegelungsgrad mit sich. 

Der tatsächliche Versiegelungsgrad wird 
durch die Verankerung der Unterkonstruktion 
für die Photovoltaikmodultische im Boden 
sowie durch die Flächen von Wechselrich-
tern, Großspeicher und Trafogebäuden her-
vorgerufen. 

Daher wird zusätzlich festgesetzt, dass die 
Bodenversiegelung (Fundamente / Ramm-
pfosten der Untergestelle, Wechselrich-
ter, Transformatoren, Übergabestation und 
Zaunpfosten) maximal 1.850 qm errei-
chen darf. Diese Flächenangabe wird auch 
Grundlage der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz
ierung.

Überbaubare und nicht über- 
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Die Festsetzung der Baugrenzen erlaubt 
die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaik
Anlage an den vorgesehenen Stellen. Die 
Baufenster sind ausreichend groß dimen-
sioniert, um alle zur Errichtung und zum 
Betrieb der Freiflächen-Photovoltaik-Anla-
ge notwendigen Nebenanlagen und Funk-
tionen anzulegen. Somit ist eine maxima-
le Ausnutzung der Flächen im Plangebiet 
möglich.

Aus Erschließungsgründen, einerseits wäh-
rend der Bauzeit aber auch während des Be-
triebes der Anlagen, können Zuwegungen 
innerhalb der überbaubaren Grundstücks
fläche angelegt werden, um einen geregel-
ten Betriebsablauf inklusive Wartung und 
Pflege der Photovoltaik-Anlage zu gewähr-
leisten.

Zur Ableitung von nicht versickertem Nie-
derschlagswasser können entsprechende 
Einrichtungen zur Entwässerung samt erfor-
derlichem Zubehör gebaut werden.

Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten bzw. nur einge-
schränkt bebaubar sind; hier: 
Baubeschränkungszone (100m) 
und Bauverbotszone (40m) so-
wie Mindestabstand (20m) A 62 
// Bauverbotszone (20m) L 360

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Der Geltungsbereich liegt in kurzer Entfer-
nung zur Bundesautobahn A 62 und Lan-
desstraße L 360. Aus diesem Grund gelten 
die gesetzlichen Vorgaben des FStrG und 
LStrG für das Planvorhaben. Mit der getrof-
fenen Festsetzung wird gewährleistet, dass 
keine negativen Auswirkungen auf die Ver-
kehrssicherheit der A 62 und L 360 durch 
das Planvorhaben zu erwarten sind. Die 
entsprechenden Hinweise werden in den 
Bebauungsplan eingestellt.
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VERFAHRENSVERMERKE
• Der Ortsgemeinderat hat am __.__.____ die Ein-

leitung des Verfahrens zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustellen, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

 Hüffler, den __.__.____   

 ________________
 Der Ortsbürgermeister

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Die Öffentlichkeit wurde in der Zeit vom __.__.____ 
bis einschließlich __.__.____ frühzeitig beteiligt  
und von der Planung unterrichtet (§  3 Abs.  1 
BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga-
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit elektronischem Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig beteiligt und von der Pla-
nung unterrichtet und um Äußerung auch im Hin-
blick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach §  2 
Abs.  4 BauGB (Scoping) aufgefordert (§ 4 Abs. 1 
BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum __.__.____ 
zur Stellung nahme eingeräumt.

• Der Ortsgemeinderat hat in seiner Sitzung am 
__.__.____ die Anpassung des Geltungsbereiches 
beschlossen, den Entwurf gebilligt und die Veröf-
fentlichung des Bebauungsplanes im Internet be-
schlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, wurde in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ im Inter-
net veröffentlicht und zur Ansicht und zum Her-
unterladen bereitgehalten (§ 3 Abs. 2 BauGB). Zu-
sätzlich fand eine öffentliche Auslegung statt.

• Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet und 
der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass Stel-
lungnahmen während der Veröffentlichungsfrist von 
jedermann elektronisch per Mail, oder bei Bedarf 
schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden 
können, und dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§  3 
Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Veröffentli-
chung im Internet / Auslegung elektronisch benach-
richtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 
und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis 
zum __.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt. 

• Während der elektronischen Beteiligung, Veröffent-
lichung im Internet / Auslegung gingen seitens der 
Öffentlichkeit, Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
Anregungen und Stellungnahmen ein. Die Abwä-
gung der vorgebrachten Bedenken und Anregungen 
erfolgte durch den Ortsgemeinderat am __.__.____. 
Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
und Stellungnahmen vorgebracht haben, mitgeteilt 
(§ 3 Abs. 2 Satz 6 BauGB).

• Der Ortsgemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 
BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) so-
wie der Begründung mit Umweltbericht.

• Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung aus-
gefertigt.

 Hüffler, den __.__.____   

 ________________
 Der Ortsbürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 BauGB, 
ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Entschädi-
gungsansprüche gem. §  44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 4 BauGB und § 44 Abs. 5 BauGB und 
auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hinge-
wiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B), der Begründung und dem 
Umweltbericht sowie der zusammenfassenden Er-
klärung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Hüffler, den __.__.____   

 ________________
 Der Ortsbürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der
Ortsgemeinde Hüffler
Alte Straße 2
66909 Hüffler

Stand der Planung: 22.05.2025
AUSLEGUNG 
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Nutzungsart
SOPV

Anlagenhöhe 
4 m

GRZ
max. 0,6

GR
max. 1.850 qm 

(gesamt)

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 11 BAUNVO

1.1 SONSTIGES SONDERGEBIET 
„PHOTOVOLTAIK“ (SOPV)

zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 BauNVO
Gebiet für die Errichtung einer Freifl ächen-
Photovoltaik-Anlage (SOPV).

1. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie (Photovoltaik-Anlage).

2. Anlagen zur Speicherung solarer Energie.
3. Alle zum Betrieb der Photovoltaik-Anlage er-

forderlichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, Zu-
fahrten, Zuleitungen, Zuwegungen, Zäune, 
Wechselrichter, Speicher, Transformatoren, Ersatz-
teilcontainer, Überwachungskameras.

4. Alle zur Entwässerung des Plangebietes notwen-
digen Infrastrukturen (z.B. Entwässerungsrinnen, 
-becken und -mulden) samt Zubehör.

BEDINGTE ZULÄSSIGKEIT IM BEREICH DER 
BAUVERBOTSZONE (40M) 

Siehe Plan. 
Innerhalb der Bauverbotszone zur Bundesautobahn A 
62 (A 62) sind Anlagen zur Erzeugung und Speiche-
rung von Strom aus solarer Strahlungsenergie (Photo-
voltaik-Anlage) erst nach Zustimmung/Genehmigung 
des Fernstraßen-Bundesamtes zulässig.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21 
A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Photovoltaikmodule dürfen maximal 4 m über das 
heutige Gelände hinausragen. Die Unterkante der Mo-
dule darf eine Höhe von 0,8 m über natürlicher Gelän-
deoberkante nicht unterschreiten. Zäune sind bis zu 
einer Höhe von 3 m zulässig. Alle sonstigen Anlagen 
und Nebenanlagen (z.B. Trafogebäude) dürfen eine 
Höhe von 3,5 m nicht überschreiten. Anlagen für den 
Blitzschutz und Kameramasten zur Überwachung des 
Geländes dürfen eine Höhe von max. 6,5  m aufwei-
sen. Unterer Bezugspunkt ist die natürliche Gelände-
oberkante.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL UND MAXIMAL 
VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird für die Modulfl äche 
als projizierte überbaubare Fläche auf 0,6 festgesetzt. 
Die GRZ bezieht sich auf das gesamte Sonstige Son-
dergebiet.

Die maximal versiegelbare Grundfl äche (tatsächliche 
Bodenversiegelung durch Rammpfosten der Unterge-
stelle, Wechselrichter, Speicher, Transformatoren, Über-
gabestation, Zaunpfosten u.ä.) darf insgesamt maxi-
mal 1.850 qm betragen.

3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 
BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubare Grundstücksfl äche wird im Plan mit-
tels Baugrenzen festgesetzt. Die PV-Modultische sind 
innerhalb der im Plan defi nierten Baugrenzen zu er-
richten.

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche dür-
fen außerdem alle zum Betrieb der Photovoltaik-An-
lagen erforderlichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, 
Zuwegungen und Einfriedungen errichtet werden.

Des Weiteren dürfen innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfl äche alle zur Entwässe-
rung des Plan gebietes notwendigen Entwässerungs-
becken, -gräben und -mulden samt Zubehör ausge-
baut werden.

Zäune, Zuwegungen, Zuleitungen, Einfriedungen 
und Wechselrichter dürfen auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfl äche errichtet werden. 

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

4. FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG 
FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGE-
SCHRÄNKT BEBAUBAR SIND; HIER: 
BAUBESCHRÄNKUNGSZONE (100M) 
UND BAUVERBOTSZONE (40M) SOWIE 
MINDESTABSTAND (20M) A 62 // 
BAUVERBOTSZONE (20M) L 360
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB

Siehe Plan.
Die entsprechend gekennzeichnete Bauverbots- und 
Baubeschränkungszone zur Bundesautobahn A 62 (A 
62) wird gem. § 9 FStrG sowie die Bauverbotszone 
zur L 360 gem. § 22 LStrG nachrichtlich übernommen 
und als Flächen, die nicht bzw. nur eingeschränkt be-
baubar sind, festgesetzt. 

Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer ablenken 
können und somit geeignet sind die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs zu gefährden, dürfen nicht 
errichtet werden. Das gilt auch für die Bauphase und 
in Bezug auf die zum Bau eingesetzten Geräte und 
Vorrichtungen. Hierbei genügt bereits eine abstrakte 
Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs. Auf § 33 StVO wird verwiesen. Die Errichtung 
von Werbeanlagen unterliegt ebenso der Genehmi-
gung oder Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes.

Die Sichtfl ächen im Zufahrtsbereich zur L 360 sind von 
jeglicher Bebauung sowie jeder Sichtbehinderung (Be-
wuchs, Einfriedung usw.) über 0,80 m, gemessen über 
der jeweiligen Fahrbahnoberkante, freizuhalten.

5.  VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
WIRTSCHAFTSWEGE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

6. FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM 
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND 
LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

öB: Zur Sicherstellung der Einhaltung und zur Koor-
dinierung der entwickelten Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen sind die Bauarbeiten inkl. der 
Baustelleneinrichtungen/-vorbereitungen durch eine 
ökologische Baubetreuung (öBB) zu begleiten.

Vermeidungsmaßnahme V1: Zur Vermeidung des Ein-
tritts des Tötungstatbestandes bezüglich der boden-
brütenden Feldlerche wird innerhalb des Baufelds eine 
verbindlich einzuhaltende bauzeitliche Beschränkung 
auf die Zeit außerhalb der artspezifi schen Fortpfl an-
zungszeit, die in Mitteleuropa i.d.R. den Zeitraum von 
Anfang April bis Ende Juli umfasst, vorgegeben. Um 
einen ausreichend großen Puffer einzuhalten und zu-
dem die vor der eigentlichen Fortpfl anzung stattfi n-
dende Balz- und Nestbauphase mit abzudecken, wird 
ein einzuhaltendes Bauzeitfenster von Mitte/Ende Au-
gust bis Ende Februar vorgegeben. Dies schließt die 
ggf. durchzuführende Baufeldräumung mit ein.

Alternativ können Vergrämungsmaßnahmen durchge-
führt werden, um eine Ansiedlung der Art innerhalb 
des Baufeldes bis zum Baubeginn zu verhindern. 
Hierzu ist der Aufwuchs im Baufeld dauerhaft und ggf. 
durch mehrmalige Mahd im Abstand von ca. 2 Wo-
chen ab Ende März bis Baubeginn (max. bis Mitte Au-
gust) kurz zu halten (Vegetationshöhe < 5 cm). Solche
Vergrämungsmaßnahmen sind auch bei einer länge-
ren Unterbrechung der aktiven Bautätigkeiten - soweit 
diese innerhalb der Fortpfl anzungszeit der Feldlerche 
erfolgt und nach Ende der Fortpfl anzungszeit wieder 
aufgenommen werden soll (s.o.) - durchzuführen. 
Unterbrechungen der Bautätigkeit von bis zu drei Ta-
gen sind zulässig. Bei kontinuierlicher Bautätigkeit 
ist eine Vergrämung aufgrund des dauerhaften und 
regelmäßigen Baustellenbetriebes nicht erforderlich. 
Diesbezüglich hat eine enge Absprache mit der öko-
logischen Baubetreuung zu erfolgen.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 323).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
409).

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 225, Nr. 340).

• Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 
1206), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409).

• Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) in 
der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 07. Dezember 
2022 (GVBl. S. 403).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. S. 
543).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. April 2022 (GVBl. S. 118).

• Landesstraßengesetz (LStrG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. August 1977 (GVBl. S. 273), 
zuletzt geändert durch Artikel 84 des Gesetzes vom 
07. Dezember 2022 (GVBl. S. 413).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Artenschutz
• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb-

splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu set-
zen. 

• Zur Verhinderung einer potenziellen Störung dämmerungs- und nachtaktiver Tiere durch Baustellenlärm und 
Scheinwerferlicht erfolgt eine tageszeitliche Bauzeitenbeschränkung: die Bautätigkeiten sind auf die Zeit zwi-
schen Sonnenaufgang und Sonnenuntergang beschränkt.

• Es ist - falls überhaupt notwendig - eine insektenfreundliche Beleuchtung des Baustellenbereichs zu beachten.
• Nach Abschluss der Bauarbeiten ist so nach entsprechender Bodenvorbereitung möglichst rasch eine stand-

ortgerechte gebietsheimische zertifi zierte Regio-Saatgutmischung (RSM Regio) mit der regionalen Herkunft 
„Oberrheingraben mit Saarpfälzer Bergland“ (Herkunftsregion 9) und einem Mindestanteil an Kräutern von 
mindestens 30 % einzubringen. Es ist auch eine Mahdgut-Übertragung mit Frisch- oder Heumulch unter Nut-
zung von Mulchmaterial umgebender artenreicher Extensivwiesen (innerhalb desselben Naturraums) möglich. 
im Bedarfsfall kann eine Zwischen-Einsaat mit einjährigen Arten/einer Feldgrasmischung erfolgen.

• Schonung angrenzender Gehölzstrukturen: Beeinträchtigungen von dem Baufeld benachbarten Bäumen 
durch mechanische Verletzungen ober- und unterirdischer Teile (Krone, Äste, Stamm, Wurzeln) infolge des Ein-
satzes von Baufahrzeugen oder bei den Baustelleneinrichtungen sind zu vermeiden. Bei allen Baumaßnahmen 
und Baustelleneinrichtungen sind zum allgemeinen Schutz von Bäumen, Pfl anzenbeständen und Vegetations-
fl ächen die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pfl anzenbeständen und Vegetationsfl ächen bei Baumaßnah-
men“ i.V.m. RAS-LP 4 „Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ und die 
„Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen und Richtlinien für die Baumpfl ege“ (ZTV-Baumpfl ege der 
FLL), hier insbesondere Punkt 3.5 (Arbeiten im Wurzelbereich, Behandlung von Wurzelschäden) in der jeweils 
aktuellen Fassung zu beachten. In Bereichen, wo Bäume dicht am Baufeld stehen, sind diese fachgerecht vor 
Beschädigungen zu. Dies gilt insbesondere für den Wurzelbereich vorhandener Bäume (STU mehr als 30 cm) 
in Bereichen, die mit schwerem Gerät/Baustellenfahrzeugen befahren werden sowie randlich von Bodenarbei-
ten, insbesondere bei offenen Baugruben. Innerhalb offener Baugruben ist ggf. in Handschachtung zu arbei-
ten, um querende Wuzeln zu schonen bzw. fachmännisch zu behandeln. Angerissene Wurzeln sind sauber 
abzuschneiden und zu versorgen. Diese Arbeiten sind von Fachleuten durchzuführen.

• Bei in dichter Nachbarschaft zum Baufeld stehenden Bäumen, deren Äste in das Baufeld hineinragen, ist vor 
Beginn der Bauarbeiten das Lichtraumprofi l freizuschneiden. Potenziell angerissene Äste sind sauber abzu-
schneiden und zu versorgen. Diese Arbeiten sind von Fachleuten durchzuführen.

HINWEISE

Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)
• Die Photovoltaik-Anlage ist einzuzäunen. Zäune sind bis zu einer Höhe von 3 m zulässig. Die Zaunanlage um 

die Photovoltaik-Anlage ist so zu gestalten, dass sie für Klein- und Mittelsäuger durchlässig ist. Auf Sockel-
mauern sollte aus Gründen der Durchlässigkeit grundsätzlich verzichtet werden. Die Zaununterkante muss 
mindestens 20 cm über der Geländeoberfl äche liegen. 

• Um die negativen Auswirkungen der Zaunanlage auf das Landschaftsbild möglichst zu minimieren, ist die 
Zaunanlage in gedeckten grünen Farbtönen (z.B. RAL 6002, RAL 6005 oder RAL 6009) zu halten.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBAUO)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SOPV
SONSTIGES SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“ (SOPV)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

Anlagenhöhe HÖHE BAULICHER ANLAGEN, HIER: MAXIMALE HÖHE DER PHOTOVOLTAIK-ANLAGEN ÜBER ANSTEHENDEM GELÄNDE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

GR MAXIMAL VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE IM GESAMTEN SONSTIGEN SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“ (SOPV) 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB U. § 23 ABS. 3 BAUNVO)

FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGESCHRÄNKT BEBAUBAR SIND; HIER: BAUBESCHRÄNKUNGSZONE (100M) UND BAUVERBOTSZONE (40M) SOWIE MINDESTABSTAND (20M) A 62 // BAUVERBOTSZONE 
(20M) L 360
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: WIRTSCHAFTSWEGE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

V / A / öB
MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT (V = VERMEIDUNGS- UND MINIMIERUNGSMASSNAHMEN; A = AUSGLEICHSMASSNAHMEN; 
ÖB = ÖKOLOGISCHE BAUBEGLEITUNG) 
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB)

BAURECHTLICH GENEHMIGTER TEILBEREICH (200 M)

GEMARKUNGSGRENZEN

Baugebiet Anlagenhöhe

Grundfl ächenzahl Grundfl äche

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Vermeidungsmaßnahme V2: Um der Feldlerche auch 
zukünftig eine Nutzung des Solarparkgebietes zu er-
möglichen, werden Gestaltungsmaßnahmen vorgege-
ben, die an die artspezifischen Lebensraumbedürfnisse 
der Feldlerche angepasst sind. Hierbei handelt es sich 
um ausreichend große modulfreie Teilflächen zwischen 
den Modulen in dem Bereich mit dem festgestellten 
Revierzentrum.

Um ausreichend große Freiflächen für die Feldlerche 
zu erhalten, werden im Umfeld des bei den Gelän-
dekartierungen nachgewiesenen Feldlerchen-Reviers 
zwei ca. 10 m x 50 m große Bereiche mit direktem 
Anschluss an die umgebenden Offenlandflächen als 
„Lerchen-/Grünfenster“ von einer Modulüberbauung 
freigehalten. 

Vermeidungsmaßnahme V3: Um der Feldlerche auch 
zukünftig eine Nutzung des Solarparkgebietes zu 
ermöglichen, werden Pflegemaßnahmen vorgege-
ben, die an die Lebensraumbedürfnisse der Feld-
lerche angepasst sind. Als zukünftige Unternutzung 
des Solarparks zwischen und unter sowie randlich 
der PV-Module wird eine extensive, aber regelmäßig 
durchzuführende Grünlandnutzung unter Beachtung 
einer Ausmagerung vorgegeben. Zur Vermeidung von 
dichter Bodenvegetation werden bei den Pflegemaß-
nahmen die Entfernung des Schnittguts aus der Fläche 
sowie der Verzicht auf Düngung vorgegeben. 

Vermeidungsmaßnahme V4: Zur Vermeidung von In-
dividuen- oder Gelegeverlusten der Feldlerche werden 
einzuhaltende Mahdzeitpunkte terminiert, die die art-
spezifische Brutzeit berücksichtigen. Die Mahd muss 
- ebenso wie jede maschinelle Bewirtschaftung sowie 
Bodenbearbeitung der Solarparkflächen - außerhalb 
des Zeitraumes 01.März bis 31. Juli durchgeführt wer-
den, d.h. die erste Mahd darf daher erst nach Beendi-
gung der Erstbrut der Art ab Anfang August erfolgen. 
Nur in ausgesprochenen Dürrejahren mit einer durch 
die Trockenheit erhöhten Wiesenbrandgefahr ist aus-
nahmsweise ein früherer Schnitt möglich. 

Ausgleichsmaßnahme A1: Durchführung einer extensi-
ven Dauergrünlandnutzung (extensive Wiesennutzung 
oder Schafbeweidung mit geringer Tier-Besatzdichte) - 
mäßig artenreiche Glatthaferwiese (EA1)

Innerhalb des Sondergebietes ist auf den nicht versie-
gelten oder anderweitig überplanten Flächen extensiv 
genutztes, möglichst arten- und blütenreiches Dauer-
grünland zu entwickeln.

Zur Umwandlung der aktuellen Ackerflächen in 
Dauergrünland ist zunächst eine Bodenvorberei-
tung durchzuführen. Nach dem Abmähen eventu-
ell bestehenden Vegetationsbewuchses mit Entfer-
nen des Mahdgutes von der Fläche (was bereits vor 
Beginn der Baustelleneinrichtung/ der Bauarbei-
ten erfolgen soll - siehe obige Beschreibung der 
Vermeidungsmaßnahmen) ist zur Verringerung der 
Diasporenbank von Ackerwildkräutern und Ruderal-
arten sowie zur Schaffung von geeigneten Etablie-
rungsstellen für die eingebrachten Diasporen der Bo-
den intensiv zu grubbern und danach für eine Einsaat 
vorzubereiten (Herstellung Feinplanum gemäß DIN 
18917). Um nicht zusätzlich Nährstoffe zu mobilisie-
ren sollte auf ein Pflügen der Fläche verzichtet wer-
den.

Zur kurzfristigen Entwicklung von extensivem Dauer-
grünland sowie aufgrund der auf größeren Flächenan-
teilen bestehenden Erosions-/Abschwemmungsgefahr 
ist zur schnelleren Entwicklung einer Vegetationsdecke  
eine möglichst rasche Wieseneinsaat mit dem Ein-
trag des gewünschten Zielartenspektrums notwendig. 
Hierzu soll flächig eine standortgerechte gebietsheimi-
sche zertifizierte Regio-Saatgutmischung (RSM-Regio) 
mit der zertifizierten regionalen Herkunft „Oberrhein-
graben mit Saarpfälzer Bergland“ (Herkunftsregion 9) 
(Frischwiese mittlerer Standorte ohne extreme Ausprä-
gung mit Mindestanteil an Kräutern von 30 %; mög-
lichst niedrig wachsende Arten) mit einer Ansaatdichte 
von (in Abhängigkeit von der Erosionsgefahr) 3-5(-7) 
g/m² aufgebracht werden. Zur leichteren Ansaat und 
um ein Entmischen der verschiedenen Korngrößen zu 
verhindern, sollte das Saatgut vor der Ausbringung 
auf ca. 10-20 g/m² mit Sojaschrot oder einem ähnli-
chen Trägerstoff (z.B. Sand, Maisspindelgranulat, etc.) 
aufgemischt werden. Die Ansaat erfolgt bis spätes-
tens Ende April bei absehbar nachfolgend geeigneten 
Witterungsbedingungen (sichere Wasserversorgung/
ausreichende Bodenfeuchte/ angekündigte Nieder-
schläge). Es ist auch eine Herbstaussaat möglich (je 
nach Witterung August bis Mitte September), wo-
bei dann jedoch bei der Saatgutmischung auf frost-
empfindliche sowie einjährige Arten zu verzichten ist. 
Idealerweise sollte vor Beginn einer feuchten Witte-
rungsphase gesät werden. Wichtig sind ein flaches 
Ausbringen des Saatgutes (0,5 cm, max. 1 - 2 cm tief; 
kein Einarbeiten, kein Drillen) und ein guter Boden-
abschluss (Fläche walzen).Bei trockenen Witterungs-
bedingungen müssen die Flächen bis zum Aufgehen 
der Ansaat gewässert werden (mindestens 6 Wochen 
durchgehende Feuchtigkeit).

Auf der bereits bestehenden Wiese ist - außer wenn 
es im Zusammenhang mit den Bauarbeiten zur Entste-
hung von größeren offenen Bodenstellen gekommen 
ist - kein gezielter Eintrag des Zielartenspektrums not-
wendig.

Nach der Bildung einer geschlossenen Vegetations-
bedeckung soll eine regelmäßige extensive Pflege 
erfolgen. Die (zukünftigen) Wiesen sind - unter Be-
achtung der Habitatansprüche und Brutphänologie 
der Feldlerche - regelmäßig ein- bis maximal zwei-
mal pro Jahr außerhalb des Zeitraumes 01.März bis 
31. Juli (Hauptbrutsaison der Feldlerche) zu mähen. 
Grundsätzlich sind eine maschinelle Bewirtschaftung 
sowie eine Bodenbearbeitung der Solarparkflächen 
nur außerhalb dieses Zeitraums möglich. Einzige Aus-
nahme stellt die Ausbringung der Ansaat dar, falls 
diese im Frühjahr erfolgt (Mitte/Ende April).

Bei einem ersten Schnitt ab Anfang August kann ein 
zweiter Schnitt Mitte/Ende September erfolgen. Mög-
lich ist auch ein jährlich einmaliger Schnitt ab Septem-
ber. Die Schnitthöhe soll mindestens 15 cm betragen. 
Das Mahdgut ist (am besten erst nach der Trocknung) 
von der Fläche zu entfernen. Auf die Verwendung von 
Düngemitteln aller Art sowie den Einsatz von Pestizi-
den ist zu verzichten. Zur Entwicklung von immer wie-
der eingelagerten Blüh- und Altgrasstreifen hat eine 
kleinräumig differenzierte Pflege des Solarparkgebie-
tes zu erfolgen. An jährlich wechselnden Standorten 
sind auf ca. 10 % der Fläche Brachestreifen zwischen 
den Modulen stehen zu lassen.

In den ersten drei Jahren kann zur Beschleunigung 
der Aushagerung bzw. bei verstärktem Aufkommen 
unerwünschten Bewuchses wie übermäßig dominant 
wüchsigen Beikräutern/Ruderalarten (Weißer Gänse-
fuß, Ackerkratzdistel, etc.) zusätzlich ein Schröpfschnitt 
erfolgen. Dazu sind die betroffenen Teilflächen im zei-
tigen Frühjahr (März) oder ab Ende August bis Sep-
tember mit hoch eingestelltem Mähwerk (etwa 6 - 8 
cm) zu mähen/mulchen. Bei starker Aufwuchsmasse 
muss der Schröpfschnitt als Mahd mit Entfernung des 
Mahdgutes erfolgen. Ansonsten kann das Schnittgut 
auf der Fläche verbleiben.

Autobahn GmbH des Bundes
• In dem geplanten Baubereich für den Solarpark können LWL-Leitungen der Autobahn GmbH des Bundes lie-

gen. In der Nähe unserer fernmeldetechnischen Einrichtungen/Trassen/ Streckenfernmeldekabeln muss mit 
besonderer Sorgfalt gearbeitet werden. Der Bestand oder der Betrieb der BAB-Anlagen darf durch die 
Baumaßnahme zu keiner Zeit gefährdet bzw. beeinträchtigt werden. Die Überfahrung/Überquerung der fern-
meldetechnischen Einrichtungen/Trassen/ Streckenfernmeldekabeln mit schwerem Gerät, ist erst nach vorhe-
riger Abdeckung mit Stahlplatten bzw. durch bauliche Sicherungsmaßnahmen möglich. Hierbei ist die Konst-
ruktion so zu wählen, dass durch die entstehende Drucklast auf die fernmeldetechnischen Einrichtungen/
Trassen/Streckenfernmeldekabeln keine Schäden entstehen. Da es sich bei Streckenfernmeldekabeln um sen-
sible Leitungsführungen handelt, muss während der Baumaßnahme dafür Sorge getragen werden, dass die 
Autobahn GmbH jederzeit ungehinderten Zugang zu den Einrichtungen hat. Gleichzeitig ist vom Antragsstel-
ler für den Zeitpunkt nach der Inbetriebnahme die Unbedenklichkeit für den Betrieb der technischen Einrich-
tungen zu gewährleisten. 

• Die Zuwegungen im Bereich der A62 werden durch den Betriebsdienst der Autobahn GmbH stark genutzt und 
müssen erhalten bleiben.

• Die Bundesrepublik Deutschland (Fernstraßen-Bundesamt) ist von Ansprüchen Dritter, die durch die Herstel-
lung und Nutzung des Bauvorhabens entstehen oder damit im Zusammenhang stehen, freizuhalten.

• Regen- und Schmutzwasser von den Solarmodulen oder sonstigen mit dem Vorhaben in Verbindung stehen-
den Bauten dürfen nicht in das Entwässerungssystem der Autobahn eingeleitet werden.

• Oberflächenwasser darf nicht auf das Gelände der Bundesrepublik Deutschland, Bundesstraßenverwaltung, 
gelangen.

• Die Zuwegung zu dem Grundstück des Bauvorhabens hat ausschließlich über das nachgeordnete Netz zu er-
folgen, eine direkte Zuwegung von oder zur Bundesautobahn ist, auch in der Zeit der Bauphase, nicht zu-läs-
sig. Auch die dauerhafte Zuwegung während der Laufzeit der Anlage (Wartung etc.)  sollte ausschließlich über 
das untergeordnete Netz erfolgen.   

• Ein Anspruch auf Entfernung von angrenzendem Straßenbegleitgrün besteht nicht. Dem vorangekündigten 
Betreten für Kontrollzwecke (Baumkontrolle) darf nicht widersprochen werden.

• Eine Blendwirkung der Verkehrsteilnehmer ist auszuschließen.

Baubeschränkungs- / Bauverbotszone / Mindestabstand BAB A 62
• Längs der Bundesautobahnen dürfen jegliche Hochbauten, einschließlich Nebenanlagen als solche, auch auf 

der nicht überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb der 40 m-Anbauverbotszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG 
nicht errichtet werden. Dies gilt auch für Abgrabungen und Aufschüttungen größeren Umfangs.

• Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen konkrete Bauvorhaben (auch baurechtlich verfahrensfreie Vorhaben) der 
Zustimmung/Genehmigung des Fernstraßen-Bundesamtes, wenn sie längs der Bundesautobahnen in einer 
Entfernung bis zu 100 m und längs der Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 
Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 m, gemessen vom äußeren befestigten Rand der 
Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden.

• Für Photovoltaikanlagen gilt seit dem 29.12.2023 der § 9 Abs. 2c FStrG. Gemäß § 9 Abs. 2c S. 2 FStrG ist das 
Fernstraßen-Bundesamt im Genehmigungsverfahren für eine Photovoltaikanlage zu beteiligen, wenn diese 
Anlage längs einer Bundesautobahn in Entfernung bis zu 100 m oder längs einer Bundesstraße außerhalb der 
zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 m, jeweils 
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet oder erheblich geändert werden soll. Bedarf 
eine Anlage nach § 9 Abs. 2c S. 1 FStrG keiner Genehmigung, hat der Vorhabenträger das Vorhaben vor Bau-
beginn bei der jeweils zuständigen Behörde nach § 9 Abs. 2c S. 2 FStrG anzuzeigen. Bei der Genehmigung, 
der Errichtung und dem Betrieb einer solchen Photovoltaikanlage sind gemäß § 9 Abs. 2c S. 4 FStrG einerseits 
die straßenrechtlichen Belange - die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, etwaige Ausbauabsichten und 
Maßnahmen der Straßenbaugestaltung - zu berücksichtigen. Andererseits sind auch die in § 2 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes genannten Belange zu beachten.

• Das Fernstraßen-Bundesamt ist gemäß § 9 Abs. 2c FStrG im (Bau-)Genehmigungsverfahren zu beteiligen.
• Der Aufprallschutz für abkommende Fahrzeuge gemäß der Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch 

Fahrzeug-Rückhaltesysteme (RPS 2009) muss gewährleistet werden. Dies kann unter Berücksichtigung der 
Höhenunterschiede des Vorhabens zum äußeren befestigten Fahrbahnrand der Bundesautobahn einen Min-
destabstand zum Schutz abkommender Fahrzeuge erforderlich machen.

• Die Errichtung von Werbeanlagen ist nach § 9 Abs. 1 und 6 FStrG oder § 9 Abs. 2 i. V. m. Abs. 3 FStrG zu be-
urteilen und bedarf, auch bei temporärer Errichtung im Zuge von Bauarbeiten, der Genehmigung oder Zu-
stimmung des Fernstraßen-Bundesamtes. Bei der Errichtung von Werbeanlagen ist darauf zu achten, dass die 
Verkehrssicherheit auf der Bundesautobahn nicht beeinträchtigt wird. Werbeanlagen, die den Verkehrsteilneh-
mer ablenken können und somit geeignet sind, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu gefährden, 
dürfen nicht errichtet werden. Hierbei genügt bereits eine abstrakte Gefährdung der Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs. Auf §§ 33, 46 StVO wird verwiesen.

• Eine Gefährdung der Verkehrsteilnehmer auf der BAB durch Blendwirkung der geplanten Photovoltaikanlage 
ist zu verhindern. Dies ist durch ein geeignetes Gutachten oder einen anderen wissenschaftlich fundierten 
Nachweis zu belegen und in Form von ggf. notwendigen Blendschutzmaßnahmen umzusetzen

• Zur Brandvermeidung und Brandbekämpfung im Falle eines Brandes sind schlüssige Ausführungen, ohne ge-
steigerte Risiken für die straßenrechtlichen Belange (insb. zur Zuwegung zu der Anlage über das nachgeord-
nete Netz), vorzutragen.

• Bezüglich der möglichen Errichtung von Zäunen – insbesondere zur Einfriedung – wird auf § 11 Abs. 2 FStrG 
verwiesen. Danach dürfen Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere mit dem Grundstück nicht fest 
verbundene Einrichtungen nicht angelegt werden, wenn sie die Verkehrssicherheit (konkret) beeinträchtigen. 
Soweit sie bereits vorhanden sind, haben die Eigentümer ihre Beseitigung zu dulden.

Baugenehmigung
• Für den in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichneten Bereich (blaue Balkenlinie) wurde mit Schrei-

ben vom 15.05.2025 (AZ:5/54/ BV.-Nr. 0150/2024) aufgrund der §§ 58 - 61 und 70 der Landesbauordnung 
von Rheinland-Pfalz (LBauO) von 24.11.1998 (GVBI. S. 365), in der zurzeit geltenden Fassung, unbeschadet 
der privaten Rechte Dritter die Baugenehmigung erteilt.

Bergbau /Altbergbau
• Die Prüfung der dem Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) vorliegenden Unterlagen 

ergab, dass das Plangebiet im Bereich des auf Steinkohle verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeldes 
„Hans-Zeche“ liegt. Aktuelle Kenntnisse über die letzte Eigentümerin liegen nicht vor. 

• Aus den vorhandenen Unterlagen geht hervor, dass in dem Planungsbereich kein Altbergbau dokumentiert ist.
• Die Gewinnung von Rohstoffen in tages- bzw. oberflächennahen Bereichen (von 0 - 30 m bzw. von 30 - 50 

m) kann sich zeitlich uneingeschränkt jederzeit auf die Tagesoberfläche auswirken (z.B. Setzungen, Senkungen 
oder Tagesbrüche). Negative Auswirkungen des ehemaligen Bergbaus (Bodensetzungen und Sackungen) sind 
nicht mit letzter Sicherheit auszuschließen. Es ist zu beachten, dass die Unterlagen des Landesamtes für Geo-
logie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, da grundsätzlich die 
Möglichkeit besteht, dass nicht dokumentierter historischer Bergbau stattgefunden haben kann, Unterlagen 
im Laufe der Zeit nicht überliefert wurden bzw. durch Brände oder Kriege verloren gingen.

• Nach den vorliegenden geologischen Informationen stehen im Bereich des Planungsgeländes voraussichtlich 
oberflächennah Sedimentgesteine des Rotliegend an. Diese setzen sich hier vorwiegend aus einer Wechsel-
folge von Ton- und Sandsteinen zusammen. Weiter können bereichsweise geringmächtige Kohlenflöze und 
Kalkstein vorkommen. Insbesondere die Tonsteine sind für ihre Rutschungs- und Wasserempfindlichkeit be-
kannt. 

• Im Zuge der baulichen Eingriffe sollte auf die genannten Gegebenheiten geachtet werden.
• Hierzu wird eine gutachterliche Begleitung empfohlen.

Bodenschutz
• Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind unmittelbar keine Altablagerungen, Altstandorte, schädli-

che Bodenveränderungen oder Verdachtsfl ächen bekannt (nachsorgender Bodenschutz).
• Sofern bei Ihnen Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit 

umweltgefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen 
der Bodenfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen (Verdachts-
fl ächen bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen, sollten diese auf ihre Umweltauswirkungen (Ge-
fährdungspfade Boden, Wasser, Luft) hin überprüft werden.

• Das Baufeld ist auf das Minimum zu beschränken.
• Das Baufeld ist vor Beginn der Bauarbeiten nach außen hin abzufl attern.
• Vor Beginn der Baustelleneinrichtung und der Bauarbeiten ist evtl. vorhandener Vegetationsbewuchs auf den 

betroffenen Flächen zu entfernen bzw. kurzzuschneiden.
• Bei den Bauarbeiten sind Bodeneingriffe und Bodenbewegungen auf das unbedingt notwendige Maß zu be-

schränken, damit die vorhandene Schutzfunktion der Deckschichten weitestgehend erhalten bleibt. Deck-
schichten sind zügig wiederherzustellen, damit die belebte Bodenzone sich baldmöglichst wieder ausbilden 
kann.

• Vorhandene Oberbodenschichten dürfen nicht unnötig abgeschoben werden.
• Eine Entfernung von Gehölzstrukturen und Einzelbäumen zur Schaffung von Baustelleneinrichtungs- und La-

gerfl ächen ist verboten.
• Abgrabungen und Aufschüttungen sind auf das absolut notwendige Maß zu beschränken und nur zum Aus-

gleich von größeren Unebenheiten erlaubt.
• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-

1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen.
• Bei allen Bodenarbeiten ist ein von allen anderen Bodenbewegungen gesonderter Abtrag des (mit Wurzeln 

und anderen Pfl anzenteilen durchsetzten) Oberbodens und Unterbodens durchzuführen. Eine Vermischung 
mit bodenfremden Stoffen ist zwingend zu vermeiden. Die jeweils gültigen Regelwerke (ATV DIN 18320 „VOB 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen - Teil C: Allgemeine Technische Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen (ATV) - Landschaftsbauarbeiten“, DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Boden-
arbeiten“ (schonender Umgang mit Oberboden), DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ sowie DIN 
19639 - Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben) sind zu beachten.

• Die Sicherung des Ober- und Unterbodens ist gemäß § 202 BauGB unter Beachtung der DIN 18915 „Boden-
arbeiten“ und DIN 18320 „Landschaftsbauarbeiten“ vorzunehmen. Großfl ächig ausgehobener Boden ist bis 
zu seiner Wiederverwertung fachgerecht abseits vom unmittelbaren Baubetrieb auf geordneten Mieten zwi-
schenzulagern, vor Verdichtung und Verunreinigung zu schützen und so weit wie möglich wiederzuverwen-
den. Bei einer Lagerzeit von mehr als acht Wochen ist eine Pfl ege durch Ansaat einjähriger Arten (z.B. Poa 
annua) durchzuführen. Oberbodenmieten dürfen maximal zwei Meter, Unterbodenmieten maximal drei Meter 
hoch sein.

• Bodenmaterial und Baumaterial/Baustoffe sind getrennt voneinander zu lagern
• Ein Bodenauftrag/Wiedereintrag von Bodenmaterial erfolgt entsprechend der ursprünglichen Horizontierung/

Schichtung vor Kopf. Auf den Einsatz schiebender Fahrzeuge (Planierraupe/Schubraupe) ist zu verzichten.
• Etwaige anfallende Verdrängungs- und Überschusserdmassen sind, soweit sie nicht vor Ort eingebaut werden, 

abzufahren und fachgerecht zu entsorgen.
• Aus Gründen des vorsorgenden Bodenschutzes ist vor dem Hintergrund der stellenweise großfl ächig be-

stehenden (sehr) hohen Erosionsgefährdung, der Möglichkeit von Hangrutschungen sowie der an mehreren 
Stellen bestehenden Gefahr einer Abfl usskonzentration mit Sturzfl uten bei Starkregen während der Bauarbei-
ten eine ganze Reihe von Maßnahme zu berücksichtigen mit dem Ziel, unkontrollierten verstärkten Abfl uss 
von Regenwasser, die Bildung von Abfl ussrinnen sowie größere Bodenabschwemmungen zu verhindern:
• Die Bauarbeiten und das Befahren des Eingriffgebietes mit schweren Baufahrzeugen sollte so weit wie 

möglich nur bei geeigneten Witterungs-/Bodenbedingungen erfolgen, d.h. bei ausreichend trockenen Wit-
terungsbedingungen und Bodenverhältnissen sowie bei Bodenfrost, um Bodenbeeinträchtigungen sowie 
die Gefahr von Bodenverdichtungen (und infolgedessen Bodenvernässung) zu minimeren.

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
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• So weit wie möglich sind in den erosions- bzw. sturzfl utgefährdeten Bereichen bei den Bauarbeiten boden-
schonende Maschinen und Fahrzeuge mit möglichst geringem Gesamtgewicht und möglichst geringer 
Bodenpressung, auf offenem Boden mit bodenschonenden Laufwerken einzusetzen (Kettenfahrzeuge mit 
möglichst geringem Gesamtgewicht und niedriger Flächenpressung oder Radfahrzeuge mit Breit- und 
Terrareifen).

• Zur Erhöhung der Bodenstabilität ist über die gesamte Bauzeit hinweg auf erosionsgefährdeten Flächen 
für eine durchgängige Begrünung des Bodens zu sorgen. Auf den aktuellen Ackerfl ächen hat daher vor 
Baubeginn eine Zwischen-Einsaat mit einjährigen Grasarten (z.B. Poa annua) oder mit einer Feldgrasmi-
schung zu erfolgen, so dass sich während der Bauarbeiten eine dichte Grasnarbe etablieren kann.

• Eine Ein-/Abschwemmung von Erde/Schotter/Sand/Feinsedimenten während des Baustellenbetriebs in an-
grenzende/benachbarte Gebiete muss ebenso wie Hangrutschungen verhindert werden. Ggf. sind geeig-
nete Schutzwälle oder Bodenschwellen zum Abhalten potenzieller Abschwemmmassen zu errichten. Bei 
Bedarf sind ergänzend technische Erosionsschutzmaßnahmen (z.B. Folienabdeckung, Auslegen von Jute-
matten, etc.) durchzuführen. 

• Vor Baubeginn sollte ein Baugrundgutachten eingeholt und die Baugrundverhältnisse sowie die Tragfähig-
keit des Bodens untersucht werden.

• Baumaterial muss auf befestigten Flächen gelagert werden.
• In Bereichen, die durch häufi ge Überfahrten und/oder schwere Maschinen und Lasten beansprucht werden, 

sind mobile/temporär befestigte Baustraßen und Baustelleneinrichtungen anzulegen. Neben Lastverteilungs-
platten wie Bodenschutzplatten oder Baggermatratzen kann eine Bodenbefestigung mit Schotter oder Recy-
cling-Material erfolgen (mindestens 30 cm mächtige Schicht). Zwischen Boden und Fremdmasse ist ein reiß-
festes Trennvlies/Geotextil der Robustheitsklasse ≥ GRK 3 (mit 50 cm Überstand an den Rändern) zur Tren-
nung sowie zur Verhinderung der Durchmischung von Bodenschichten zu verlegen. Dies gilt insbesondere bei 
mittels Fremdmaterial befestigten Baustraßen und BE-Flächen, damit die Fremdmaterialaufl age nach Ab-
schluss der Bauarbeiten möglichst schonend wieder zurückgebaut werden kann.

• Auf nicht stark erosionsgefährdeten Flächen bzw. in Bereichen ohne Starkregengefährdungspotenzial können 
Baustraßen und Baustelleneinrichtungen auf dem bewachsenen Oberboden errichtet werden. Bei Verwen-
dung kleiner Raupenfahrzeuge mit geringem Gewicht und Flächendruck kann auf Baustraßen verzichtet wer-
den.

• Falls temporär befestigte Baustraßen und BE-Flächen angelegt werden, sind diese nach Abschluss der Bau-
arbeiten inkl. Trennvlies vollständig wieder zurückzubauen.

• Bei Fremdmassenbedarf (z.B. temporär befestigte Baustraßen und Baustelleneinrichtung, potenziell mit 
Fremdmassen aufzufüllende Gruben bei Leitungsverlegungen) sind umwelttechnisch unbedenkliche Materia-
lien zu verwenden.

• Verursachte Verdichtungen des Bodens in Folge des Baustellenbetriebs sind durch Lockerungsmaßnahmen 
nach Abschluss der Bauarbeiten zu beheben.

• Bei der Baustelleneinrichtung und der Baudurchführung sind die einschlägigen Gesetze und Verordnungen 
zum Grundwasserschutz zu beachten. Insbesondere die entsprechenden Sicherheitsvorschriften zur Vermei-
dung des Austritts von Öl und anderen Schmierstoffen sowie zur Vermeidung schädlicher Stoffeinträge in das 
Erdreich sind zu beachten. Sämtliche Arbeiten sind so durchzuführen, dass eine Boden- und Grundwasserver-
unreinigung ausgeschlossen ist. Anfallendes behandlungsbedürftiges Abwasser ist zu sammeln und ordnungs-
gemäß zu beseitigen.

• Eine ggf. notwendige Betankung und Wartung sowie ein längeres Parken/Abstellen der Baufahrzeuge und 
-maschinen darf nur auf befestigtem/versiegeltem Untergrund außerhalb von Waldfl ächen/Gehölzbeständen 
erfolgen.

• Kraftstoffe, Hydraulik- und Mineralöle sind nur auf befestigten und gegenüber dem Untergrund abgedichteten 
Flächen in dafür zulässigen Behältnissen zu lagern.

• Die Baumaschinen und -fahrzeuge sind täglich auf austretende Schmier- und Treibstoffe sowie auf die Dicht-
heit aller Leitungssysteme mit wassergefährdenden Stoffen zu kontrollieren.

• Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind Auffangwannen einzusetzen.

Brandschutz
• Es ist eine ausreichende Löschwasserversorgung sicherzustellen.

Denkmalschutz
• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspfl icht für archäologische Funde bzw. Befunde 

gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.
• In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie sind im Geltungsbereich der Planung zwei 

archäologische Fundstellen verzeichnet. Es handelt sich dabei um allgemein vorgeschichtliche und hallstatt-
zeitliche Grabfunde (Fundstelle Hüffl er 2) sowie den Verlauf einer Altstraße (Fundstelle Hüffl er 4). Es ist jedoch 
nicht davon auszugehen, dass das Vorhaben die genannten Fundstellen berührt.

• Es ist jedoch nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen, archäologischen Denkmale bekannt. 
Eine Zustimmung der Direktion Landesarchäologie ist daher grundsätzlich an die Übernahme folgender Auf-
lagen gebunden:
1. Die ausführenden Baufi rmen sind eindringlich auf die §§ 17 und 18 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 

vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 
(GVBI. S. 543), hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu 
melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen 
Verlust zu sichern.

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von 
der Meldepfl icht und Haftung gegenüber der GDKE.

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein 
angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den aus-
führenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend 
durchführen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwen-
digen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger fi nanzielle Beiträge für die Maßnahmen erfor-
derlich.

• Die Direktion Landesarchäologie ist an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher un-
bekannte Fundstellen in Erscheinung treten können.

• Außerdem wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie 
Grenzsteine) befi nden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen 
o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden.

Starkregenvorsorge
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 

Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der Gefährdung durch Starkregenereig-
nisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG 
ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpfl ichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz 
vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. 

• Um der Herausforderung zunehmender Starkregenereignisse zu begegnen, bietet das Land Rheinland-Pfalz 
landesweite Informationskarten an, die auf Basis von Berechnungen auf die Gefahren von Sturzfl uten nach 
extremen Regenfällen hinweisen. Regionale Unterschiede von Niederschlagsereignissen werden dabei be-
trachtet.

• Bei den Sturzfl utgefahrenkarten wird die Darstellung von Wassertiefen, Fließgeschwindigkeiten und -richtun-
gen von oberfl ächlichem Wasser, das infolge von Starkregen abfl ießt, durch die Betrachtung verschiedener 
Szenarien mit unterschiedlichen Regenhöhen und -dauern ermöglicht. Grundlage dieser Karten ist der einheit-
liche „Stark-Regen-lndex“ (SRI). Das Basisszenario „Außergewöhnliche Starkregenereignisse“ (SRI 7) geht 
von 40 - 47 mm Niederschlag innerhalb einer Stunde aus, was in etwa der Wahrscheinlichkeit eines hundert-
jährlichen Hochwassers (HQ100) entspricht. Zusätzlich liefern die Szenarien „Extreme Starkregenereignisse“ 
weitere Einblicke.

• Bei Starkregenereignissen besteht die Möglichkeit, dass überall Oberfl ächenabfl uss auftritt. Dabei können sich 
in Mulden, Rinnen oder Senken höhere Wassertiefen und schnellere Fließgeschwindigkeiten entwickeln. Aus 
diesem Grund ist es wichtig, stets die örtlichen Oberfl ächenstrukturen und die gegebenen Bedingungen zu 
berücksichtigen. Die Sturzfl utgefahrenkarten sind unter dem Link https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/
servlet/is/10360/ einsehbar. 

• Da bislang kein örtliches Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept existiert, sind aktuell keine weiterge-
henden Maßnahmen durch die Kommune geplant. Um der Selbstverpfl ichtung gem. § 5 Abs. 2 WHG gerecht 
zu werden, wird empfohlen, die Informationskarten des Landes, sowie die tatsächlichen Abfl ussbahnen vor 
Ort zu überprüfen und die Gefährdung in der Detailplanung zu berücksichtigen.

Geologiedatengesetz (GeolDG)
• Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spätes-

tens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) 
anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht 
das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.
lgb-rlp.de zur Verfügung. Die Übermittlungspfl icht obliegt dem Antragsteller bzw. seinen Beauftragten (z. B. 
Ingenieurbüro, Bohrfi rma).

Landesbetrieb Mobilität Kaiserslautern
• Die notwendige straßenbaubehördliche Zustimmung gern. §§ 22 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 und 23 Landes-

straßengesetz (LStrG RLP) wird mit nachfolgend aufgeführten Aufl agen und Bedingungen (Nebenbestimmun-
gen) in Aussicht gestellt:

• Zum jetzigen Zeitpunkt ist mit einer Zufahrt bei ca. Station 3,030 zwischen Netzknoten 6510 004 und Netz-
knoten 6410 029 zur L 360 zu rechnen. Dieser Erschließungspunkt befi ndet sich außerhalb von Ortsdurch-
fahrten an der freien Strecke der L 360.

• Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei Zufahrten zu klassifi zierten Straßen außerhalb von Ortsdurch-
fahrten um Sondernutzungen i. S. d. §§ 43 i.V.m. 41 ff. LStrG handelt, die unserer Erlaubnis bedürfen. Es ist 
folglich ein Antrag auf Erteilung dieser Sondernutzungserlaubnisse beim LBM Kaiserslautern zu stellen (die 
Sondernutzung ist zwei Monate vor Baubeginn zu beantragen). Der Betreiber der Photovoltaikanlage sollte 
hierauf frühzeitig aufmerksam gemacht werden. Es werden auch jährliche Gebühren im Rahmen der Sonder-
nutzung festgelegt. 

• Die Zuwegungen zu klassifi zierten Straßen sind mit der zuständigen Straßenmeisterei Kusel abzustimmen und 
nach deren Weisung herzustellen (u. a. bituminöse Befestigung).

• In den Einmündungsbereichen sind die für die Verkehrssicherheit erforderlichen Sichtfl ächen einzuplanen. Die 
Sichtdreiecke sind nach den allgemein gültigen Richtlinien zu bemessen, gänzlich in den räumlichen Geltungs-
bereich mit einzubeziehen und mit der entsprechenden Bemaßung zu versehen.

• Aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs wird empfohlen, Ein- und Ausfahrten lediglich aus 
bzw. in Richtung Schellweiler vorzunehmen.

• Entlang der L 360 ist die absolute Bauverbotszone gemäß § 22 LStrG (20 m, gemessen vom äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn der L 360) einzuhalten. Dies gilt ebenfalls für Werbeanlagen.

• Die Verkehrssicherheit darf unter keinen Umständen durch z.B. Ablenkung, Blendeinwirkungen bzw. Refl exio-
nen der PV-FFA gefährdet werden.

• Es wird sich vorbehalten, falls sich negative Auswirkungen nach dem Bau der Anlage auf den Verkehr ergeben, 
ein entsprechendes Blendgutachten auf Kosten des Veranlassers anzufordern. Ggfl s. werden dann zur Ver-
meidung etwaiger Blendeinwirkungen baulicher Maßnahmen gefordert (ebenfalls zu Lasten des Antragstel-
lers).

In den Randbereichen entlang der Zäune werden an 
Insekten reiche Staudensäume entwickelt. Diese sollen 
- nach der Saatgut-Aufbringung wie oben beschrie-
ben - im dreijährigen Abstand vor dem ersten Brut-
geschäft der Feldlerche bis spätestens 1. Märzoder 
nach der Fortpflanzungsphase ab September gemäht 
werden. Es ist eine Schnitthöhe von mindestens 20 
cm sowie der Verzicht auf die Einbringung von Dün-
gemitteln und Pestiziden zu beachten. Möglich sind in 
diesen Bereichen - und ebenso streifenweise zwischen 
den Modulen - auch Blühstreifen. Diese sind mittels 
Ansaat einer arten- und blütenreichen Regio-Saatgut-
mischung (RSM Regio) aus regionaltypischen, mög-
lichst mehrjährigen, niedrigwüchsigen Wildpflanzen-
arten ohne oder mit maximal 10 % Grasanteil mit der 
zertifizierten regionalen Herkunft „Oberrheingraben 
mit Saarpfälzer Bergland“ (Herkunftsregion 9) und 
einer Ansaatmenge von ca. 4 -7 kg/ha zu entwickeln. 
Um eine unerwünschte Entmischung zu vermeiden 
und ein gleichmäßiges Ausbringen zu gewährleisten, 
sollte das Saatgut mittels Füllstoff (z.B. Sojaschrot) auf 
ca. 100 kg/ha gestreckt werden. Behelfsmäßig kann 
die Mischung auch zur Hälfte mit Leinsamen oder 
Getreide versetzt werden. Um vielfältige Strukturen 
zu erhalten und die Blühaspekte zu verlängern, sind 
auch hier Pflegeschnitte durchzuführen mit - unter Be-
achtung der Brutphänologie der Feldlerche - einem 
frühesten ersten Schnitt ab Anfang August mit einer 
Schnitthöhe von mindestens 15 cm.

Es ist auch eine Extensivbeweidung mit Schafen 
(Landschaftspflegerasse) mit einem Besatz von maxi-
mal 2 GVE/ha und Jahr mit maximal zwei Weidegän-
gen möglich mit einer frühesten ersten Beweidung 
ab ca. Mitte Juli und mindestens 6 Wochen Pause bis 
zur zweiten Beweidung. Optimal sind eine abschnitts-
weise Beweidung und eine Umstellung der Tiere, so-
bald die Aufwuchshöhe ca. 5 cm unterschreitet. Ab 
Oktober/November soll zur Regeneration der Fläche 
keine Beweidung mehr erfolgen. Es kommt auch eine 
Frühjahrsbeweidung bis Ende März mit Schafen in Be-
tracht.

Diese extensive Grünlandnutzung ist für den komplet-
ten Zeitraum der photovoltaischen Nutzung des Ge-
bietes durchzuführen.

Entwicklungsziel ist sowohl eine extensiv genutzte, 
möglichst arten- und blütenreiche Glatthaferwiese 
(EA1) als auch eine (Mäh)Weide mit dem Ziel eines 
(mäßig) artenreichen Dauergrünlands (EB2). Aufgrund 
der bestehenden Vorbelastungen in Folge der lang-
jährigen Ackernutzung sowie der auf einem größeren 
Flächenanteil bestehenden Beeinträchtigungen in-
folge der Beschattungseffekte sowie der technischen 
Überprägung wird als Entwicklungszustand von einer 
„mäßig artenreichen Glatthaferwiese“ (EA1) bzw. 
„mäßig artenreichen (Mäh)Weide“ (EB2) ausgegan-
gen.

Durch die vorgegebene Einsaat von Regio-Saatgut mit 
dem anschließenden Pflegeregime kann davon aus-
gegangen werden, dass sich der Zielzustand ((mäßig) 
artenreiche Glatthaferwiese) in einem Zeitraum von 
5-10 Jahren erreichen lässt. 

7. ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Die innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Flä-
che bestehenden Gehölzbestände sind zu dauerhaft 
erhalten.

8. RÜCKBAUVERPFLICHTUNG UND 
FOLGENUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 2 BAUGB

Die festgesetzten Nutzungen sind nur so lange zu-
lässig, wie die Photovoltaik-Anlage betrieben wird. 
Nach Betriebsende ist diese innerhalb von zwei Jah-
ren einschließlich aller Nebeneinrichtungen und Fun-
damente zurückzubauen. Ein Repowering der An-
lage gilt nicht als Betriebsende und bleibt von der 
Rückbauverpfl ichtung unberührt. Als Folgenutzung 
wird eine Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt.

9. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

• Zur Regelung der Entwässerung ist dem LBM Kaiserslautern ein entsprechendes Entwässerungskonzept vor-
zulegen bei dem u. a. nachgewiesen wird, dass den Straßengrundstücken sowie den straßeneigenen Entwäs-
serungsanlagen der L 360 (evtl. auch mit Rad- und Gehweg) kein Oberfl ächen- bzw. sonstiges Wasser zuge-
leitet wird und deren Abläufe nicht behindert werden.

• Etwaige Zufahrten zu klassifi zierten Straßen sind entsprechend zu beschildern.
• Innerhalb der Bauverbotszone dürfen Ver- und Entsorgungs- bzw. sonstige Leitungen nur mit ausdrücklicher 

Zustimmung des LBM Kaiserslautern verlegt werden.
• Das Errichten von Werbeanlagen bedarf innerhalb einer Entfernung von 40 m zum befestigten Fahrbahnrand 

der L 360 (Baubeschränkungszone) der Zustimmung der Straßenbaubehörde.
• Es wird darauf hingewiesen, dass vom Antragsteller Beschädigungen an den öffentlichen Straßen (Fahrbah-

nen, Bankette, Entwässerungseinrichtungen etc.) in unserem Zuständigkeitsbereich (Defi nition siehe §§ 1ff 
Landesstraßengesetz (LStrG) bzw. Bundesfernstraßengesetz (FStrG)) und deren Straßenausstattung (Schutz-
planken, Verkehrszeichen, etc), die bedingt durch den Bau und den Betrieb der Anlagen entstehen können, 
grundsätzlich, ggfl s. auch durch präventive Maßnahmen, zu vermeiden sind. Sollten dennoch Schäden im 
Zuge dieser Straßen auftreten, insbesondere während der Bauphase beim Einsatz von Schwerverkehr, sind 
diese vom Antragsteller umgehend zu beseitigen bzw. dem Straßenbaulastträger zu ersetzen. Je nach Scha-
densbild kann dies auch eine ggfl s. umfangreiche, großfl ächige und eine evtl. substantielle Sanierung (Erneue-
rung) der Straße zur Folge haben.

• Den Umfang der erforderlichen Sanierungsarbeiten legt der Straßenbaulastträger fest.
• Evtl. benötigte Schleppkurven (Eckausrundungen) sind nach Inbetriebnahme der Anlagegrundsätzlich auf dem 

Straßengrundstück in den ursprünglichen Zustand zu versetzen (Bankett, Entwässerungsmulde etc.).
• Diese Rückbauverpfl ichtung gilt für alle baulichen Veränderungen an Straßenbestandteilen, die im Zuge der 

Baumaßnahme umgesetzt werden (z.B. Rückbau von Kurvenaufweitungen).
• Sofern Verkehrsbehinderungen, insbesondere während der Bauphase im Zuge der klassifi zierten Straßen, zu 

erwarten sind, ist die örtlich zuständige Verkehrsbehörde und ggfl s. die Polizei hinsichtlich der erforderlichen 
verkehrsrechtlichen Maßnahmen zu hören (auch dann, wenn z.B. auf Grund eines geringen Straßenquer-
schnitts kurzfristige Vollsperrungen zur Abwicklung des Baustellenverkehrs notwendig werden).

• Es wird ferner darauf hingewiesen, dass Schwer- u. Großtransporte Ausnahmegenehmigungen nach §§ 29 
Abs. 3 und 46 Abs. 1 StVO bedürfen.

Nachbarschaftsrecht
• Gemäß § 42 Nachbarschaftsgesetz Rheinland-Pfalz müssen Einfriedigungen vorn der Grenze eines landwirt-

schaftlich genutzten Grundstückes, das außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegt und nicht 
in einem Bebauungsplan als Bauland zugewiesen ist, auf Verlangen des Nachbarn 0,5 m zurückgesetzt wer-
den. Einfriedungen müssen von der Grenze eines Wirtschaftsweges 0,5 m zurückgesetzt werden.

Oberflächenentwässerung
• Das im Gebiet auf den Modulen und baulichen Anlagen anfallende Regenwasser wird so weit wie möglich 

direkt vor Ort über die belebte Bodenzone zur Versickerung gebracht (breitflächiges Abtropfen/-laufen des 
anfallenden Oberflächenwassers über die geneigten PV-Module auf den anstehenden Boden). Auf erosions-
anfälligen Standorten sind Vorrichtungen zur Verteilung des an der untersten Tropfkante anfallenden Regen-
wassers vor-zusehen (z. B. Lochbleche).

• Gegebenenfalls sind bei der Gefahr eines zu starken (konzentrierten) oberflächigen Regenwasserabflusses 
von den Modulen mit der Bildung von Erosionsrinnen und Ab-/Einschwemmungen in benachbarte Gebiete 
spezielle Maßnahmen zur Sicherstellung eines verzögerten Abflusses von Niederschlagswasser zu ergreifen. 
Dies kann zum einen durch eine Fassung und gezielte Ableitung des auf den Modulflächen anfallen-den Nie-
derschlagswassers erfolgen (z.B. unterhalb der Abtropfkanten der Modultischen Anlage von naturnah gestal-
teten, grasbewachsenen Entwässerungsrinnen/-becken oder Geländemulden). Evtl. notwendige Entwässe-
rungsgräben oder Versickerungsmulden innerhalb des Solarparkgebiets sind in naturnaher Form zu gestalten, 
eine Schotterung ist nur in Ausnahmefällen kleinflächig zulässig. Alternativ können unterhalb der Tropfkanten 
der PV-Module Jutematten als Erosionsschutz verlegt werden.

• Auf den Flächen, in denen die Gefahr einer verstärkten Bodenerosion be-steht, ist auf eine ganzjährig ge-
schlossene Vegetationsdecke zu achten. Im Vergleich mit der aktuellen großflächigen Ackernutzung wird dies 
zu einer deutlichen Verringerung der Erosionsgefahr führen.

• In den Bereichen, in denen die Gefahr einer Abflusskonzentration bei Starkregen besteht, soll durch eine Frei-
haltung vor Überbauung oder eine geeignete (an Überflutungen angepasste) Bauweise ein möglichst schad-
loser/kontrollierter Abfluss des Wassers ermöglicht werden. Ggf. sind zur Abflusslenkung/ Wasserableitung 
Notwasserwege freizuhalten, Erddämme anzulegen und/oder Rückhaltemöglichkeiten zu schaffen. Die ge-
nauere Verortung der Bereiche mit möglicher Sturzflutgefährdung/der Abflussbahnen, der Grad der Gefähr-
dung sowie die zu ergreifenden Maßnahmen sind gezielt vor Ort zu ermitteln.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Verbandsgemeinde-
verwaltung Oberes Glantal möglich.

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Wirt-
schaftsweg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die Bereiche der bestehenden Wirtschafts-
wege werden als Verkehrsflächen besonde-
rer Zweckbestimmung; hier: Wirtschaftsweg 
gem. ihrem Bestand in den Bebauungsplan 
übernommen. 

Die Festsetzung dient der Bewirtschaftung 
land- und forstwirtschaftlicher Grundstü-
cke, den Betreibern der Photovoltaik-An-
lage zu Montage- und Wartungszwecken 
sowie der Sicherstellung der bestehenden 
Wegebeziehungen als öffentliche Rad- und 
Fußwege.

Flächen und Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und 
Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG. Darüber hinaus sollen die 
Festsetzungen dazu beitragen, die Beein-
trächtigungen der durch das Planvorhaben 
induzierten Eingriffe zu mindern und so 
weit wie möglich auszugleichen.

Zum Ausgleich des Eingriffs in Natur und 
Landschaft sind die Flächen im Sonderge-
biet durch naturnahe Grünlandeinsaat und 

extensive Bewirtschaftung als Grünland zu 
entwickeln und durch Mahd (1 bis 2-mali-
ge Mahd pro Jahr) zu pflegen. 

Als Kompensation für den Brutraumverlust 
der Feldlerche ist die Anlage von so genann-
ten Lerchenfenstern festgesetzt.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
und den Erläuterungen des Umweltberich-
tes zu entnehmen

Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB
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Die Festsetzung dient dem Erhalt ökolo-
gisch hochwertiger Gehölzbestände inner-
halb des Geltungsbereiches.

Rückbauverpflichtung und 
Folgenutzung

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB

Die innerhalb des Sonstigen Sondergebietes 
festgesetzten Nutzungen sind nur so lan-
ge zulässig, wie die Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage betrieben wird. Nach 
Betriebsende sind diese einschließlich aller 
Nebeneinrichtungen und Fundamente in-
nerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren 
zurückzubauen. Ein Repowering der Anla-
ge gilt nicht als Betriebsende und bleibt von 
der Rückbauverpflichtung unberührt. Als 
Folgenutzung wird eine Landwirtschaftsflä-
che festgesetzt.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBauO)

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 88 der Landesbauordnung 
Rheinland-Pfalz gestalterische Festsetzun-
gen getroffen werden.

Die Einzäunung der Photovoltaik-Anla-
ge dient dem Schutz vor Sachbeschädi-
gung und Diebstahl. Die Bauvorschrift ist 
so ausgestaltet, dass die Einzäunung nach 
Möglichkeit keine Barriere für Klein- und 
Mittelsäuger darstellt. Um die negativen 
Auswirkungen der Zaunanlage auf das 
Landschaftsbild möglichst zu minimieren, 
sollte die notwendige Zaunanlage land-
schaftsangepasst eingefärbt, d.h. in ge-
deckten grünen Farbtönen (z.B. RAL 6002, 
RAL 6005 oder RAL 6009) gehalten wer-
den.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegen-
einander und untereinander gerecht ab-
wägen. Die Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des §  1 Abs.  6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt.

Grundsätzlich ist hierbei zu beachten, dass 
in § 2 des EEG 2023 der Errichtung von An-
lagen zur Produktion erneuerbarer Ener-
gien, wie folgt Vorrang eingeräumt wird:

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Inter-
esse und dienen der öffentlichen Gesund-
heit und Sicherheit. Bis die Stromerzeugung 
im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneut-
ral ist, sollen die erneuerbaren Energien als 
vorrangiger Belang in die jeweils durchzu-
führenden Schutzgüterabwägungen einge-
bracht werden.“

Auswirkungen auf die Belange der 
Raumordnung und Landesplanung

Die vorliegende Planung widerspricht den 
raumordnerischen Zielen des Regionalen 
Raumordnungsplans Westpfalz nicht, da die 
darin festgelegten Vorranggebiete für die 
Landwirtschaft durch die vorliegende Pla-
nung nicht raumbedeutsam beeinträchtigt 
werden und die Grundzüge des Regionalen 
Raumordnungsplans Westpfalz nicht be-
rührt sind. Die Zulassung der Abweichung 
von den Zielen ist unter raumordnerischen 
Gesichtspunkten vertretbar. Durch die auf 
Bebauungsplanebene getroffenen Fest-
setzungen (Rückbauverpflichtung und 
Folgenutzung) wird zudem sichergestellt, 
dass die Herausnahme der Landbewirt-
schaftung am projektierten Standort für 
den Zeitraum des wirtschaftlichen Betriebs 
der Anlage nicht zu einem dauerhaften Ver-
lust an Boden führt. Vielmehr wird durch die 
geplante photovoltaischen Nutzung dem 
übergeordneten Ziel zum beschleunigten 
Ausbau erneuerbarer Energien zusätzlich 
Rechnung getragen. 

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse, der Erholung 
und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass das Wohn- und Arbeits-
feld so entwickelt werden soll, dass Beein-
trächtigungen vom Planungsgebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Planungsgebiet vermieden werden. Dies 
kann erreicht werden, indem unvereinbare 
Nutzungen voneinander getrennt werden.

Aufgrund der Größe könnten von dem ge-
planten Solarpark visuelle Beeinträch-
tigungen mit Störungen der direkten 
Wohnumfeldqualität ausgehen. Im konkre-
ten Fall wurde für die PV-Freiflächenanlage 
jedoch ein siedlungsferner Standort ge-

wählt, um direkte Beeinträchtigungen der 
Wohnumfeldqualität ausschließen zu kön-
nen. Bei der dichtesten Wohnnutzung han-
delt es sich um den ca. 230 m entfernten 
landwirtschaftlichen Hof südwestlich des 
Plangebietes, der jedoch durch ein dazwi-
schen liegenden Gehölzbestand von dem 
Plangebiet getrennt ist. Alle anderen Sied-
lungen liegen in deutlich größeren Entfer-
nungen oder jenseits der Autobahn. Auf-
grund der Topografie sowie der oft groß-
flächig umgebenden, sichtverschattenden 
Wald- und Gehölzbestände werden die 
Flächen mit Sichtbezügen deutlich einge-
schränkt. Wenn überhaupt wird von den 
Wohngebieten aus nur ein sehr einge-
schränkter Sichtbezug bestehen.

Grundsätzlich sind Solarparks emissions-
arm und verursachen betriebsbedingt kaum 
Lärmbelastungen. Die baubedingten Lärm-
emissionen werden von den Emissionen der 
benachbarten Autobahn überlagert, so dass 
diese ohne größere Relevanz sind. 

Ebenso wenig geht von PV-Freiflächen-
anlagen ein Unfall- oder Katastrophenri-
siko aus, da solche Anlagen keine gefähr-
denden Stoffe beinhalten Hinsichtlich des 
Brandschutzes sind entsprechende Schutz-
konzepte zu entwickeln. Davon unabhän-
gig sind aufgrund der großen Entfernung zu 
den nächsten Siedlungen bei Bränden kei-
ne Auswirkungen auf den Menschen zu er-
warten. 

Von einer PV-Freiflächenanlage könnten 
daher lediglich störende Lichtreflektionen/
Blendwirkungen der PV-Module ausge-
hen. Hinsichtlich einer möglichen Blendwir-
kung kritisch sind Immissionsorte, die vor-
wiegend west- bis südwestlich und öst-
lich bis südöstlich einer PV-Anlage liegen 
und nicht weiter als 100 m von dieser ent-
fernt sind. Aufgrund der ausreichend gro-
ßen Entfernung zu den nächsten immis-
sionsrelevanten Nutzungen (Wohngebiete) 
sind schädliche Umwelteinwirkungen durch 
Lichtimmissionen und deren Blendwirkun-
gen daher nicht zu erwarten. 

Die geplante Ausrichtung der Solarmodu-
le und die Einzäunung des Gebietes müs-
sen sicher stellen, dass Verkehrsteilnehmer 
auf der A 62 und L 360 in keiner der bei-
den Fahrtrichtungen von Reflexionen be-

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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troffen sein werden, so dass keine Blendri-
siken bestehen.

Grundsätzlich können durch das Ausbrin-
gen einer Antireflektionsschicht auf die So-
larzellen und die Verwendung spezieller 
Frontgläser die durch die PV-Module entste-
henden Lichtreflektionen jedoch auf ein un-
erhebliches Maß reduziert werden, so dass 
diesbezüglich nicht mit einem unüberwind-
baren Konfliktpotenzial zu rechnen ist.  

Die natur- bzw. landschaftsgebundene Er-
holung kann durch Photovoltaik-Freiflä-
chen-Anlagen als technische und einge-
zäunte Anlage verändert werden. Dies kann 
entweder infolge einer Verringerung von 
Flächen mit landschaftsbezogener Erho-
lungsnutzung ausgelöst werden oder durch 
eine erhebliche negative Veränderung der 
Erholungseignung und –qualität benach-
barter Erholungsflächen.

Aufgrund der Lage im unmittelbaren Um-
feld der Autobahn A  62 und der struk-
turellen Ausprägung als landwirtschaft-
lich, schwerpunktmäßig ackerbaulich ge-
nutztes Offenland ohne besondere Er-
lebnisqualität hat das direkte Plangebiet 
für die Erholungsnutzung nur eine gerin-
ge Bedeutung. Es sind zwar durchgehen-
de Wegeverbindungen für die landschafts-
gebundene Erholung vorhanden, von denen 
einige auch durch den unmittelbaren Plan-
bereich führen, aufgrund der Randlage zur 
Autobahn sowie der großflächigen acker-
baulichen Nutzung ist der Landschaftsbe-
reich für die landschaftsbezogene Erholung 
allerdings wenig attraktiv. Es ist davon aus-
zugehen, dass diese Wege lediglich von der 
lokalen Bevölkerung der im Umfeld liegen-
den Siedlungen als Spazier- und Fahrradwe-
ge genutzt werden. 

Um speziell ausgewiesene und entspre-
chend ausgestattete Wanderwege oder 
landschaftsbezogene Erholungsgebiete mit 
erholungsspezifischen Infrastrukturen wie  
Wanderhütten, Einkehrmöglichkeiten, tou-
ristische Aussichtspunkten, speziellen Aus-
flugszielen, etc. handelt es sich bei dem 
im Einwirkungsbereich des geplanten 
Solarparks liegenden Flächen nicht. Ins-
besondere ist der Planungsraum weder im 
Landesentwicklungsprogramm noch im re-
gionalen Raumordnungsplan Westpfalz als 
Gebiet mit besonderer Bedeutung für Erho-
lung und Tourismus bzw. für das Erholungs- 
und Landschaftserlebnis ausgewiesen.
Quelle: Deutsches Wanderinstitut: https://www.wan-
derinstitut.de/suche sowie outdooractive: https://
www.outdooractive.com/de/ zuletzt abgerufen am 
12.02.2020

Insgesamt ist die Bedeutung des betroffe-
nen Gebietes für die Erholung gering. Ein 
erhöhtes Konfliktpotenzial bezüglich der Er-
holungsnutzung besteht nicht.

Insgesamt sind keine erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen auf den Menschen 
zu erwarten. Im Gegenteil wird durch den 
Betrieb des Solarparks elektrische Energie 
ohne die Freisetzung von Kohlendioxid er-
zeugt, was sich positiv auf die menschliche 
Gesundheit auswirkt.

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Wohn- und Arbeitsbedingungen vor-
findet, im vollem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Das Landschaftsbild ist wesentliche Grund-
lage des Erholungs- und Erlebnispotenzials. 
Es umfasst die sinnlich wahrnehmbare Aus-
prägung von Natur und Landschaft. Der Er-
halt von besonders vielfältigen, naturnahen 
oder kulturhistorisch bedeutsamen Land-
schaften in ihrer charakteristischen Eigenart 
steht daher in besonderem Interesse. 

„Generell stellt der Bau von - insbesonde-
re großflächigeren - Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen im Außenbereich eine tech-
nische Nutzung dar, die zu einer erhebli-
chen visuellen Beeinträchtigung von Land-
schaften führen kann. Das Ausmaß des 
von einer PV-Freiflächenanlage ausgehen-
den Konfliktes ist von der spezifischen Kon-
stitution der betroffenen Landschaft unter 
Bezug auf Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
des Landschaftsbildes sowie eventuell be-
reits bestehender visueller und akustischer 
Vorbelastungen abhängig. Je nach Lage zu 
empfindlichen Nutzungen oder besonders 
für das Landschaftsbild bedeutsamen Flä-
chen, der Topographie, der flächenmäßigen 
Ausdehnung sowie der Modulhöhe kann 
die Wirkintensität unterschiedlich hoch sein. 
Insbesondere großflächige Solarparks kön-
nen das Landschaftsbild deutlich verändern. 
Eine besonders intensive visuelle Wirkung 
geht von PV-Freiflächenanlage aus, wenn 
diese in weit einsehbaren Ebenen oder in 
Hanglage bzw. auf exponierten Flächen er-
richtet werden. Die visuelle Wirkung eines 
Solarparks ist jedoch aufgrund der geringen 
Höhe der PV-Module und der Trennflächen 
zwischen den einzelnen Modulreihen nicht 
mit der typischen Wirkung eines geschlos-
senen, hoch aufragenden Baukörpers (z.B. 
eines Gebäudes) vergleichbar.

Vor allem im Nahbereich wirken PV-An-
lagen - vornehmlich wenn sie gut einseh-
bar sind und eine große flächenmäßige 
Ausdehnung haben - aufgrund ihres tech-
nischen Charakters häufig dominant und 
können die natürliche Eigenart einer Land-
schaft oder das gewohnte Landschaftsbild 
deutlich überprägen und erheblich beein-
trächtigen. Besonders groß sind die Beeintr 
ächtigungen, wenn es sich um naturnahe, 
bislang nicht technisch überprägte Flächen 
handelt oder wenn das Gebiet intensiv für 
die (über)regionale Erholung bzw. den Tou-
rismus genutzt wird.

Für den einsehbaren Bereich könnte ein 
Solarpark als landschaftsfremdes techno-
genes und eingezäuntes Objekt als Fremd-
körper empfunden und dadurch zu einer ne-
gativen Veränderung des Landschaftsbildes 
und damit des Wohnumfeldes und der Er-
lebnisqualität der landschaftsbezogenen Er-
holung führen. Konfliktpotenzial kann ent-
weder direkt durch eine Verringerung von 
Flächen mit bedeutsamer und intensiver 
landschaftsbezogener Erholungsnutzung 
ausgelöst werden oder durch eine erheb-
liche negative Veränderung der Erholungs-
eignung und -qualität benachbarter Erho-
lungsflächen aufgrund starker visueller Be-
lastungen. Akustische sowie Geruchsbeläs-
tigungen spielen bei einem Solarpark keine 
Rolle.

Mit zunehmender Entfernung nimmt die 
Wirkung von Solarparks wegen der ge-
ringen Modulhöhe in der Regel rasch und 
deutlich ab. Der zu betrachtende visuel-
le Einwirkungsbereich und damit die Land-
schaftsbildbeeinträchtigungen beschrän-
ken sich im konkreten Fall unter Berück-
sichtigung der geringen Höhe der PV-Mo-
dulen von maximal 4 m, aufgrund der topo-
graphischen Bedingungen sowie der umge-
benden, sichtverschattenden Wald- und Ge-
hölzbestände vorwiegend auf den Nah- und 
Mittelbereich. Der relevante visuelle Wir-
kraum umfasst - neben dem direkten Solar-
parkgebiet - die unmittelbar umgebenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen inkl. der 
diese durchziehenden, teilweise unmittel-
bar an das Vorhabengebiet angrenzenden 
Feldwirtschaftswege sowie die unmittelbar 
südwestlich vorbeiführende Autobahn. Hier 
wirken jedoch die die Autobahn begleiten-
den Gehölzbestände sichtverschattend.

Dies gilt ebenso für die Flächen jenseits der 
Autobahn. Hier werden die vorhandenen 
Gehölze und Einzelbäume sowie die topo-
grafischen Bedingungen mit den nach Nor-
den abfallenden Hängen einen Sichtbezug 
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zum zukünftigen Solarpark verhindern oder 
zumindest stark einschränken. Von größe-
ren Sichtbezügen von den umliegenden 
Siedlungen aus ist nicht auszugehen.

Bei den Flächen mit Sichtbezug handelt es 
sich um keine besonders sensiblen Nutzun-
gen, denen ein besonderer Schutz bezüg-
lich Landschaftsbildbeeinträchtigungen zu-
kommt. Da es sich um einen siedlungsfer-
nen Standort handelt, sind ebenso bezüg-
lich einer erheblichen visuellen Beeinträch-
tigung der direkten Wohnumfeldqualität 
keine Restriktionen erkennbar. Von größe-
ren Sichtbezügen von den umliegenden 
Siedlungen aus ist nicht auszugehen. 

Größeres Konfliktpotenzial, das der im über-
ragenden öffentlichen Interesse liegenden 
Nutzung der Solarenergie entgegenste-
hen könnte, besteht nicht. Durch die Lage 
des geplanten Solarparks entlang des be-
stehenden Störkorridors der Autobahn, d.h. 
in einem Landschaftsausschnitt mit sehr 
deutlicher anthropogenen und visuellen 
Vorprägung, kommt es zu einer sinnvollen 
und raumordnerisch vorgegebenen Bün-
delung von großräumig wirkenden visuel-
len Beeinträchtigungen. Dadurch wird eine 
weitere „Zersiedlung“ bislang nicht oder 
nur wenig belasteter Landschaftsausschnit-
te vermieden und die von dem zukünftigen 
Solarpark ausgehenden Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes und der landschafts-
bezogenen Erholung deutlich abgemildert. 
Aus diesem Grund wird vom Gesetzgeber 
für PV-Freiflächenanlagen in einer Entfer-
nung von bis zu 200 m entlang von Auto-
bahnen (was auf den größten Teil des Gel-
tungsbereichs zutrifft) eine Außenbereichs-
privilegierung vorgegeben. Die bloße Beein-
trächtigung öffentlicher Belange - im kon-
kreten Fall Landschaftsbild und Erholung 
betreffend - kann einem im Anwendungs-
bereich der Privilegierung liegenden Solar-
parkvorhaben daher nicht mehr entgegen-
gehalten werden, es sei denn, es liegen be-
sondere Umstände vor, was im konkreten 
Fall nicht zutrifft.

Dem Landschaftsraum innerhalb des visu-
ellen Einwirkungsbereichs kommt eine ma-
ximal mittlere (allgemeine) Bedeutung für 
das Landschaftsbild und die landschaftsbe-
zogene Erholung zu. Konfliktpotenzial, das 
der im überragenden öffentlichen Interes-
se liegenden Nutzung der Solarenergie ent-
gegenstehen könnte, besteht daher nicht.

Es ist von einer lediglich geringen Raum-
wirksamkeit des Solarparkvorhabens aus-
zugehen. Aus objektiver Sicht negative Aus-

wirkungen, die die Wohnumfeldqualität 
und das ästhetische Landschaftsempfinden 
und -wahrnehmen massiv beeinträchtigen, 
werden nicht prognostiziert. Dominieren-
de Wirkungen auf das visuell erlebbare Bild 
eines größeren Landschaftsausschnitts der 
qualitativ stark überprägende Auswirkun-
gen eines größeren Landschaftsraums wer-
den durch den zukünftigen Solarpark nicht 
ausgelöst.

Unter Berücksichtigung des überschauba-
ren Einwirkungsbereichs und vor allem der 
bestehenden Vorbelastungen - insbesonde-
re durch die parallel verlaufende Autobahn - 
besteht bei den im visuellen Einwirkungsbe-
reich liegenden Gebieten eine geringe Emp-
findlichkeit gegenüber visuellen Beeinträch-
tigungen.

Da die vorhandenen Feldwege außerhalb 
des Geltungsbereichs liegen bzw. von einer 
Überplanung/ Umzäunung ausgespart blei-
ben, werden keine für die Erholung genutz-
ten Wegeverbindungen zerschnitten, so 
dass sich diesbezüglich keine Einschränkun-
gen von gewohnten Naherholungsmustern 
ergeben. Die Erholungsmöglichkeit für die 
lokale Bevölkerung wird insgesamt nicht in 
erheblichem Maße eingeschränkt.

Diese Bewertung wird bestätigt durch die 
Stellungnahme des Tourismusreferats der 
Kreisverwaltung Kusel im Rahmen des 
Beteiligungsverfahrens zum Raumord-
nungsverfahren für die Errichtung einer 
Freiflächenphotovoltaikanlage entlang der 
A 62146. Aufgrund der Nähe zur Autobahn 
werden keine Beeinträchtigungen des Erho-
lungswertes der Landschaft gesehen.“
(Quelle: Umweltbericht zum Bebauungsplan sowie zur 
Änderung des Flächennutzungsplans „Solarpark A 62 
Oberes Glantal, Teilbereich Hüffler“, Ortsgemeinde 
Hüffler; Planungsbüro Neuland-Saar, Brückenstr. 1, 
66625 Nohfelden-Bosen; Stand: 22.05.2025)

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

„Die Planung, der Bau und der Betrieb von 
Anlagen und Einrichtungen zur Erzeugung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen (zu 
denen auch ein Solarpark zählt) liegen ge-
mäß gesetzlicher Vorgaben im überragen-
den öffentlichen Interesse und leisten einen 
Beitrag zur öffentlichen Gesundheit und Si-
cherheit. Daher können derzeit nur in Aus-
nahmefällen andere Belange einer Nutzung 
erneuerbarer Energien entgegenstehen.

Das für den Solarpark vorgesehene Gebiet 
folgt auf einer Strecke von ca. 400 m band-
artig der (süd)westlich verlaufenden, hier 

größtenteils gehölzgesäumten A 62 und 
liegt zum größten Teil innerhalb eines 200 
m breiten Streifens zur Autobahn. Die wei-
teste Entfernung zur Autobahn beträgt ca. 
330 m.

Der räumliche Geltungsbereich umfasst 
ausschließlich landwirtschaftlich genutzte 
Flächen. Zum deutlich überwiegenden Teil 
handelt es sich um einen Teil einer Ackerflä-
che, lediglich in sehr geringem Flächenan-
teil ist im nordöstlichen Bereich eine Wiese 
von Überplanungen betroffen. Ringsum be-
grenzen - mit Ausnahme des östlichen Ran-
des der nordöstlichen Wiesenfläche - i.d.R. 
gehölzgesäumte Feldwege den Geltungs-
bereich. Im Nordosten liegt ein Laub-Nadel-
Mischwald die den nordöstlichen Teil des 
Plangebiets ausmachende Wiese.

Gehölze sind von den Planungen nicht be-
troffen. Ein schmales, das Plangebiet im 
Nordosten entlang eines Wiesenweges 
querendes Feldgehölz wird - wie auch der 
Wiesenweg selbst - von einer Überstel-
lung mit Modulen ausgespart. Das eigent-
liche Solarparkgebiet wird dadurch in zwei 
separat eingezäunte Teilbereiche getrennt. 
Die landwirtschaftlichen Nutzflächen mit 
schwerpunktmäßiger Ackernutzung setzen 
sich außerhalb des räumlichen Geltungs-
bereichs weiter fort. Westlich verläuft die 
räumlich und funktional trennend wirkende 
Autobahn BAB 62.

Der Fläche des Bebauungsplans - sich de-
ckend mit dem von der FNP-Teiländerung 
betroffenen Bereich - umfasst eine Fläche 
von ca. 9,76 ha. Der größte Teil wird als 
„Sonstiges Sondergebiet - Photovoltaik“ 
festgesetzt (ca. 9,65 ha). Das Solarparkge-
biet muss zum Schutz vor Vandalismus und 
Diebstahl eingezäunt werden.

Zur Minimierung des Flächenverbrauchs 
wird im Bebauungsplan zur Gewährleistung 
eines ausreichend großen Freiraumes zwi-
schen den Modulreihen eine maximal mög-
liche Belegungsdichte der Module vorgege-
ben. Es wird festgesetzt, dass maximal 60 
% der Gesamtfläche des „Sondergebietes 
Photovoltaik“ von Modulen überbaut wer-
den können (Grundflächenzahl von 0,6). 
Die von den Modulen überdachte Fläche 
wird so gut wie nicht versiegelt. Die Versie-
gelungen beschränken sich auf die Veranke-
rungen der Unterkonstruktion für die Photo-
voltaikelemente im Boden, die Zaunpfosten 
sowie die Flächen für die Nebenanlagen 
(Trafostationen, Wechselrichter, Übergabe-
stationen und Ähnliches). Zur Minimierung 
der Versiegelungsfläche erfolgt die Veran-
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kerung der PV-Module im Boden mit Hilfe 
von Rammpfosten. Die maximal mögliche 
Versiegelung innerhalb des Sondergebietes 
wird im Bebauungsplan mit 1.850 m² be-
grenzt.

Zur Minimierung der Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes wird im Bebauungs-
plan die maximale Höhe der Modultische 
der Photovoltaikanlagen auf 4 m und die 
Mindesthöhe der Gestellreihen über der 
Geländeoberkante ca. 0,80 m festgeschrie-
ben. Zäune, die zum Schutz gegen Dieb-
stahl und Vandalismus erforderlich sind, 
sind bis zu einer Höhe von 3 m zuläs-
sig. Bei der Umzäunung wird zur Gewähr-
leistung der Durchlässigkeit für Klein- und 
Mittelsäuger, Amphibien, etc. ein Bodenab-
stand der Zaununterkante von mindestens 
20 cm beachtet. Die Höhe aller sonstiger 
Anlagen und Nebenanlagen (z.B. Trafoge-
bäude) wird auf maximal 3,5 m begrenzt.

Innerhalb und im Umfeld des Plangebie-
tes besteht eine ganze Reihe von Vorbe-
lastungen, so dass das Gebiet als anthro-
pogen deutlich durch Lärm, Abgase, Bewe-
gungsunruhe und Licht aber auch durch vi-
suelle Beeinträchtigungen sowie sehr starke 
Barriere-Effekte vorbelastet einzustufen ist. 
Hier ist in erster Linie die unmittelbar be-
nachbarte, großräumig technisch wirkende 
Autobahn A 62 zu nennen. Dadurch wird 
die Qualität der benachbarten Lebensräu-
me und der dazugehörigen Lebensgemein-
schaften in ihrer Wertigkeit deutlich beein-
trächtigt. Ebenso sind die beiden großräu-
mig wirkenden WEA des Windparks Hüff-
ler sowie die nördlich liegenden Betriebs-
flächen eines Baubetriebs mit Baustoffla-
gerflächen inkl. Betriebsgebäude mit deutli-
chen visuellen (und akustischen) Störungen 
verbunden. Weitere anthropogene Vorbe-
lastungen bestehen aufgrund der langjähri-
gen ackerbaulichen Nutzung mit einer voll-
ständigen Überformung der Vegetations-
strukturen sowie der Boden- und Wasser-
verhältnisse durch die regelmäßigen Stö-
rungen des natürlichen oberen Bodengefü-
ges sowie den Eintrag von Dünger, Pestizi-
den, etc.

Der eigentliche Betrieb einer PV-Freiflä-
chen-Anlage hat lediglich sehr geringe Aus-
wirkungen auf die Umwelt. Ebenso werden 
die während der Bauarbeiten entstehenden 
Beeinträchtigungen aufgrund des eng be-
grenzten Zeitfensters in der Regel zu kei-
nen nachhaltigen Störungen mit Folgen für 
den Naturhaushalt oder die menschliche 
Gesundheit führen. Die wesentlichen  Um-
weltauswirkungen auf die abiotischen und 

biotischen Schutzgüter sind anlagebedingt 
und beziehen sich auf die teilweise Über-
deckung von bisherigen Offenlandflächen 
durch die Modultische. Versiegelungen ent-
stehen im konkreten Fall nur in einem über-
schaubaren Flächenumfang von maximal 
1.850 m².

Mit der Realisierung des Vorhabens könn-
ten Beeinträchtigungen der abiotischen Na-
turgüter Geologie, Relief, Wasser, Gelände-
klima/Luft und Boden verbunden sein. Es 
gibt unter Berücksichtigung der von dem 
Solarparkvorhaben ausgehenden Wirk-
faktoren aus derzeitiger Sicht jedoch kei-
ne Hinweise, dass die abiotischen Naturgü-
ter des betroffenen Gebietes eine solch ho-
he Empfindlichkeit bzw. Schutzbedürftigkeit 
aufweisen, dass sie dem Planvorhaben ent-
gegenstehen könnten. Im Gegenteil stellt 
die Photovoltaiknutzung einen wichtigen 
Beitrag zur Reduktion des CO2-Ausstoßes 
dar, da elektrische Energie ohne die Freiset-
zung des Treibhausgases Kohlendioxid er-
zeugt wird. Die Errichtung eines Solarparks 
ist daher als wichtiger Bestandteil des Kli-
maschutzes zu sehen und mit positiven 
Auswirkungen auf das Schutzgut Klima ver-
bunden. Lediglich bezüglich des Schutzgu-
tes Boden wird im Bereich der Versiegelung 
(maximal 1.850 m²) eine Beeinträchtigung 
besonderer Schwere ausgelöst, für welche 
ein spezifischer Kompensationsbedarf be-
steht. Für die übrigen abiotischen Schutz-
güter ist kein schutzgutbezogener Kom-
pensationsbedarf erforderlich. Nachhaltige 
negative Folgen für den Naturhaushalt sind 
bei Beachtung von Vermeidungs- und Mini-
mierungsmaßnahmen nicht zu befürchten.

Generell stellt der Bau von - insbesonde-
re großflächigeren, im ländlichen Raum 
geplanten - Solarparks im Außenbereich 
eine technische Nutzung dar, die zu deut-
lichen visuellen Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes und der landschaftsbe-
zogenen Erholung führen kann. Es ist von 
einer lediglich geringen Raumwirksamkeit 
des Solarparkvorhabens auszugehen. Dem 
Landschaftsraum innerhalb des visuellen 
Einwirkungsbereichs kommt eine maximal 
mittlere (allgemeine) Bedeutung für das 
Landschaftsbild und die landschaftsbezoge-
ne Erholung zu.

Größeres Konfliktpotenzial, das der im über-
ragenden öffentlichen Interesse liegenden 
Nutzung der Solarenergie entgegenste-
hen könnte, besteht nicht. Durch die Lage 
des geplanten Solarparks entlang des be-
stehenden Störkorridors der Autobahn, d.h. 
in einem Landschaftsausschnitt mit sehr 

deutlicher anthropogenen und visuellen 
Vorprägung, kommt es zu einer sinnvollen 
und raumordnerisch vorgegebenen Bün-
delung von großräumig wirkenden visuel-
len Beeinträchtigungen. Dadurch wird eine 
weitere „Zersiedlung“ bislang nicht oder 
nur wenigbelasteter Landschaftsausschnit-
te vermieden und die von dem zukünftigen 
Solarpark ausgehenden Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbildes und der land-
schaftsbezogenen Erholung deutlich abge-
mildert. Zudem schränken zahlreiche ent-
wickelte Vermeidungs- und Minimierungs-
ma ßnahmen die Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes ein.

Zur Beurteilung der Auswirkungen des Plan-
vorhabens auf die biotischen Schutzgüter 
Pflanzen und Tiere wurden im Plangebiet 
floristische und faunistische Untersuchun-
gen durchgeführt.

Die Vegetationsausbildung des Plangebie-
tes zeigt eine geringe ökologische Wertig-
keit. Der weitaus größte Teil des für die So-
larmodule vorgesehenen Gebietes besteht 
aus einer floristisch geringwertigen Acker-
fläche. Lediglich in sehr geringem Flächen-
anteil ist im nordöstlichen Bereich zwischen 
Ackerflächen eingelagert eine mäßig arten-
reiche Wiese vorhanden. Auch hier kom-
men keine seltenen, gefährdeten oder spe-
ziell geschützten Pflanzenarten vor, die für 
die Sicherung der Biodiversität von Bedeu-
tung sind.

Es ist weder ein FFH-Lebensraumtyp noch 
ein gesetzlich geschütztes Biotop betroffen. 
Ebenso wenig kommen seltene, gefährde-
te oder speziell geschützte Pflanzenarten 
vor, die für die Sicherung der biologischen 
Vielfalt von Bedeutung sind. Ebenso feh-
len besonders lichtbedürftige Pflanzen, die 
bei einer durch die zukünftige Modulüber-
deckung hervorgerufenen Beschattung ver-
schwinden würden. Dem betroffenen Vege-
tationsbestand wird insgesamt sowohl be-
züglich des Schutzgutes Pflanzen als auch 
des Schutzgutes Biotope keine besonde-
re Bedeutung zugewiesen. Gehölzbestände 
werden von Überplanungen nicht tangiert. 
Zu benachbarten Gehölz- und Waldbestän-
den wird ein ausreichend großer Schutzab-
stand eingehalten. Unter Berücksichtigung 
der durchzuführenden Kompensationsmaß-
nahmen sind infolge der Errichtung eines 
Solarparks am vorgesehenen Standort keine 
negativen Folgen für das Schutzgut Pflan-
zen und Biotope anzunehmen. Die im Rah-
men von Kompensationsmaßnahmen vor-
gesehene großflächige Umwandlung des 
derzeitigen Ackers in extensiv genutztes 
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Dauergrünland wird im Gegenteil zu einer 
ökologischen Aufwertung des Vegetations-
bestandes führen.

Das direkte Eingriffsgebiet weist für die 
meisten Arten eine lediglich (sehr) geringe 
avifaunistische Bedeutung auf. Die gehölz-
freien Offenlandflächen bieten für die meis-
ten Vogelarten keinen geeigneten Lebens-
raum für die Fortpflanzung. Während der 
Geländebegehungen konnten im (über das 
direkte Plangebiet hinausgehenden) Unter-
suchungsgebiet fast ausschließlich (sehr) 
häufige und weit, häufig ubiquitär verbrei-
tete Arten festgestellt werden, die größ-
tenteils stabile, teilweise auch zunehmen-
de Bestandssituationen zeigen und weder 
in Rheinland-Pfalz und noch bundesweit als 
gefährdet gelten. Erhebliche Beeinträchti-
gungen gehen von einem Solarpark auf die-
se Arten nicht aus.

Als einzige Vogelart, die auf der offenen 
Acker- (und kleinflächig Wiesen-)fläche 
Brutmöglichkeiten findet, wurde im äu-
ßersten Randbereich des Solarparkgebiets 
ein Revier der Feldlerche gefunden. Dieser 
kommt daher eine besondere Betrachtungs-
relevanz zu. Die Feldlerche zählt zu den ty-
pischen Kulturfolgern und ist eine der häu-
figsten Feldvögel in der Kulturlandschaft.

Sie galt ursprünglich als „Allerweltsart“, 
zeigt aber mittlerweile aufgrund der zu-
nehmenden Intensivierung der Landwirt-
schaft deutliche Bestandsrückgänge. Die Art 
kommt zwar in Rheinland-Pfalz (wie auch 
bundesweit) aktuell immer noch häufig und 
auf geeigneten Flächen oft flächendeckend 
vor, wird jedoch aufgrund des deutlichen 
Bestandsrückgangs sowohl bundesweit als 
auch in Rheinland-Pfalz als gefährdet ein-
gestuft.

Untersuchungen zeigen, dass bei entspre-
chender Gestaltung und Pflege die Flächen 
neben und zwischen den Modulen von PV-
Freiflächenanlagen nicht als Lebensraum für 
die Art verloren gehen und die Feldlerche 
mit der Veränderung durch die Solarmodule 
zurechtkommt. In den extensiv gepflegten 
Grünlandlebensräumen von Solarparks fin-
det man eine heterogene Vegetationsstruk-
tur vor, so dass die unterschiedlichen An-
sprüche der Feldlerche - von Rohbodenstel-
len bis hohes Gras - bedient werden kön-
nen. Bei einer Belegungsdichte von 60 % 
kann angenommen werden, dass der Ab-
stand zwischen den Modulen und/oder in 
den Randbereichen ausreichend groß ist, 
um - bei Berücksichtigung der artspezifi-
schen Habitatansprüche bei der Unternut-

zung des Solarparks (extensives Grünland) 
- auch weiterhin der Feldlerche eine Nut-
zung zu ermöglichen und als Lebensraum 
zur Verfügung zu stehen.

Als unterstützende Maßnahme werden zur 
Erhöhung der Wahrscheinlichkeit, dass das 
aktuell vorhandene Feldlerchenrevier nicht 
verloren geht, Gestaltungs- und Pflege-
maßnahmen vorgegeben, die die artspezifi-
schen Ansprüche der Feldlerche berücksich-
tigen. Im Bereich des bei den Geländekar-
tierungen nachgewiesenen (im Randbereich 
liegenden) Feldlerchen-Reviers werden da-
her zwei ca. 10 m x 50 m große Bereiche 
mit direktem Anschluss an die umgebenden 
Offenlandflächen als „Lerchen-/Grünfens-
ter“ von einer Modulüberbauung freigehal-
ten. Darüber hinaus beinhalten die Maß-
nahmen zum einen zeitliche und inhaltli-
che Vorgaben für die Bauarbeiten und zum 
anderen Pflegevorgaben zur Unternutzung 
des Solarparks, die die artspezifischen Ha-
bitatansprüche und Brutphänologie berück-
sichtigen. Es wird eine extensive, aber regel-
mäßig durchzuführende Dauergrünlandnut-
zung unter Beachtung einer Ausmagerung 
(Entfernung des Mahdgutes von der Fläche) 
vorgegeben, bei der die artspezifische Brut-
phänologie beachten wird und die Mahd-/ 
Beweidungstermine entsprechend ange-
passt werden.

Im Vergleich mit der aktuell auf der Flä-
che erfolgenden intensiven Ackernutzung, 
die keinerlei Rücksicht auf die Ansprüche 
der Feldlerche nimmt (und schwerpunktmä-
ßig verantwortlich ist für den massiven Be-
standsrückgang der Art), kann angenom-
men werden, dass sich die Habitatbedin-
gungen im zukünftigen Solarparkgebiet für 
die Art sogar verbessern könnten. Von dem 
flächigen Ausbleiben der intensiven Nut-
zung, der weniger dichten Vegetation, der 
an die Brutphänologie angepassten Be-
arbeitungszeiten, der Ausmagerung der Flä-
chen durch Abtransport des Schnittgutes, 
dem Ausbleiben von Düngung und Pflan-
zenschutz sowie der Erhöhung der nutzba-
ren Habitatstrukturen kann die Feldlerche - 
neben weiteren Arten - profitieren.

Für andere Tiergruppen wie Heuschre-
cken, Schmetterlinge und andere Insek-
ten, Säugetiere inkl. Fledermäuse und Wild-
katze, Amphibien und Reptilien kommt 
dem Plangebiet aufgrund der Biotop- und 
Habitatausstattung eine lediglich geringe 
Bedeutung als faunistischer Lebensraum. 
Lebensräume mit einer besonderen Funk-
tion für Tierarten, die für die Sicherung der 
biologischen Vielfalt speziell bedeutsam 

sind, bietet das Sondergebiet nicht. Dem-
entsprechend wurden keine seltenen, ge-
fährdeten oder ökologisch besonders hoch-
wertigen Tierarten im Planungsgebiet nach-
gewiesen, für die dieses eine besondere 
(vor allem essenzielle) Funktion überneh-
men könnte. Die faunistische Bedeutung 
dieses aufgrund der großflächigen langjäh-
rigen Ackernutzung anthropogen überpräg-
ten Gebietes wird insgesamt als gering be-
wertet. Erhebliche Beeinträchtigungen wer-
den ausgeschlossen.

Auch nach Realisierung des Planvorhabens 
steht das Gebiet für die aktuell vorkommen-
den Tierarten (bei entsprechender Zaunge-
staltung mit ausreichend großer Bodenfrei-
heit auch für Klein- und Mittelsäuger so-
wie Amphibien und Reptilien) als Lebens-
raum zur Verfügung. Erhebliche Beeinträch-
tigungen werden für die Fauna nicht ausge-
löst, so dass keine schutzgutbezogene (Tie-
re) Kompensation erforderlich ist.

Insgesamt weist das Solarparkgebiet mit 
Ausnahme der Feldlerche, für die artspezifi-
sche Maßnahmen durchgeführt werden, die 
die Nutzung des Plangebietes zur Fortpflan-
zung auch nach Realisierung des Solarparks 
ermöglichen, nur eine geringe ökologische 
Wertigkeit als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen auf. Eine besondere naturschutz-
fachliche oder ökologische Bedeutung kann 
dem Gebiet, das für eine Überbauung mit 
PV-Modulen vorgesehen ist, nicht zugewie-
sen werden. Bei Beachtung der Durchfüh-
rung spezieller Maßnahmen für die Feldler-
che stehen dem Planvorhaben keine arten-
schutzrechtlichen Belange entgegen. Das 
Gebiet erfüllt auch keine Rastfunktion für 
Zug- und Rastvögel und hat aufgrund der 
Biotop- und Habitatausstattung auch keine 
besondere Biotopvernetzungsfunktion.

Auf der Grundlage der vorkommenden Ar-
ten, Biotope und Habitate kommt dem Ge-
biet weder eine besondere Bedeutung für 
die biologische Vielfalt noch für den groß-
räumigen Biotopverbund zu. Lokale Zer-
schneidungswirkungen und Barriere-Ef-
fekte sind aufgrund der überschaubaren 
Größe des Gebiets nicht zu erwarten. Die-
se sind erst bei großer Längsausstreckung 
von Solarparks von über 500 m sowie bei 
der Betroffenheit von traditionell genutzten 
Verbundachsen und Wanderkorridoren rele-
vant. Dies trifft im konkreten Fall nicht zu.

Aufgrund der stukturarmen Ausstattung 
des Plangebiets sowie der von der benach-
barten Autobahn ausgehenden Barriere-Ef-
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fekte kommt dem Gebiet keine nennens-
werte Funktion für den Biotopverbund zu.

Von dem Planvorhaben gehen keine Emis-
sionen aus, die erhebliche Auswirkun-
gen auf die menschliche Gesundheit ha-
ben könnten. Dies schließt sowohl Sicht-
bezüge mit negativen Folgen für die 
Wohnumfeldqualität, die Bedeutung der 
betroffenen Landschaft für die Erholungs-
funktion, Lärm sowie das Unfall- oder Ka-
tastrophenrisiko mit ein. Es sind insgesamt 
keine erheblichen negativen Umweltauswir-
kungen für auf den Menschen zu erwarten. 
Erhebliche negative (objektiv nachvollzieh-
bare) Auswirkungen auf die menschliche 
Gesundheit oder stark störende Emissio-
nen/Immissionen werden ausgeschlossen. 
Im Gegenteil wird durch den Betrieb der 
Photovoltaikfreiflächenanlage elektrische 
Energie ohne die Freisetzung von Kohlendi-
oxid erzeugt, was sich zum einen positiv auf 
die menschliche Gesundheit auswirkt und 
zum anderen zur dringend notwendigen 
Abmilderung des Klimawandels beiträgt.

Vom Planvorhaben sind keine Schutzge-
biete, insbesondere keine FFH-Gebiete be-
troffen, so dass diesbezüglich kein Konflikt-
potenzial besteht.

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnah-
men zum Schutz des Bodens/Wassers, der 
Pflanzen- und Tierwelt (hier spielt insbe-
sondere der Schutz der Feldlerche eine Rol-
le) sowie des Menschen entwickelt und be-
schrieben. Bei Beachtung dieser Maßnah-
men kann mit hoher Prognosesicherheit da-
von ausgegangen werden, dass es zu kei-
nen erheblichen negativen Beeinträchtigun-
gen des Naturhaushaltes kommen wird.

Neben Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen werden Maßnahmen zum 
Ausgleich der im Zusammenhang mit dem 
geplanten Solarpark entstehenden Beein-
trächtigungen des Naturhaushaltes vorge-
geben. Diese zielen darauf ab, die im Zu-
sammenhang mit dem Planvorhaben aus-
gelösten Beeinträchtigungen der verschie-
denen Schutzgüter zu kompensieren. Bei 
der Ermittlung des naturschutzrechtlichen 
Kompensationsbedarfs, die sich an den Vor-
gaben des rheinland-pfälzischen Praxisleit-
fadens orientiert, kommt die Umweltprü-
fung zusammenfassend zu dem Ergebnis, 
dass für die meisten der zu betrachtenden 
Schutzgüter kein spezieller, funktionsbezo-
gener Kompensationsbedarf besteht.

Bezüglich des Schutzguts Boden besteht 
für die versiegelten Bereiche (1.850 m²) ein 
spezieller bodenbezogener Kompensations-

bedarf. Dasselbe gilt bezüglich des Schutz-
guts Biotope, für die grundsätzlich ein ein-
griffsbedingter Kompensationsbedarf vor-
liegt.

Die Kompensation der Biotope und des Bo-
dens soll als Realkompensation innerhalb 
des Plangebietes geschehen - wie auch 
die artspezifisch notwendigen Maßnah-
men für die Feldlerche. Als Kompensations-
maßnahme ist innerhalb des kompletten 
Sondergebietes die Entwicklung von exten-
sivem, möglichst artenreichem Dauergrün-
land vorgesehen. Für die Unternutzung des 
Solarparks werden Pflegevorgaben unter 
Beachtung einer Ausmagerung (Entfernung 
des Mahdgutes von der Fläche) vorgege-
ben, bei der die artspezifische Brutphäno-
logie der Feldlerche beachten wird und die 
Mahd-/ Beweidungstermine entsprechend 
angepasst werden.

Aufgrund der multifunktionalen Wirkung 
dieser Maßnahmen auf mehrere Schutz-
güter können im Rahmen dieser Maßnah-
me alle naturschutzrechtlich erforderlichen 
Kompensationsleistungen erbracht werden.

Auf der Grundlage der durchgeführten 
Umweltverträglichkeitsuntersuchung zum 
Bebauungsplan/ zur FNP-Teiländerung 
„Solarpark A62 Oberes Glantal, Teilbereich 
Hüffler“ sind die in Folge des Planvorha-
bens entstehenden Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft unvermeidbar. Bei 
Beachtung der entwickelten Vermeidungs-, 
Minimierung- und Ausgleichsmaßnahmen 
hat die geplante Errichtung des Solarparks 
nach derzeitigem Kenntnisstand aus fach-
gutachterlicher Sicht insgesamt gesehen 
keine erheblichen negativen Beeinträchti-
gungen des Naturhaushaltes bzw. der im 
UVPG definierten Schutzgüter zur Folge. 
Das Planvorhaben ist demnach als umwelt-
verträglich zu bewerten.
(Quelle: Umweltbericht zum Bebauungsplan sowie zur 
Änderung des Flächennutzungsplans „Solarpark A 62 
Oberes Glantal, Teilbereich Hüffler“, Ortsgemeinde 
Hüffler; Planungsbüro Neuland-Saar, Brückenstr. 1, 
66625 Nohfelden-Bosen; Stand: 22.05.2025)

Auswirkungen auf die Belange des 
Bodenschutzes

Geologische Veränderungen gehen von 
einer PV-Freiflächenanlage nicht aus. Er-
hebliche Beeinträchtigungen können daher 
ausgeschlossen werden.

Betrachtungsrelevant sind jedoch die Aus-
wirkungen auf den Boden. Die baubeding-
ten Bodenbeeinträchtigungen sind weitge-
hend mit den Folgen der landwirtschaftli-

chen Bewirtschaftung vergleichbar und lie-
gen daher nicht im erheblichen Bereich. Da 
sich das Plangebiet nicht in Steillage be-
findet, ist nach derzeitiger Sicht nicht von 
einer besonders zu berücksichtigenden Ero-
sionsempfindlichkeit während der Bau-
arbeiten auszugehen. 

Die wesentliche Wirkung von Vorhaben auf 
den Boden gehen von Überbauung und Ver-
siegelung aus, was einen dauerhaften Ver-
lust des bestehenden Oberbodens mit al-
len Regelungs-, Lebensraum- und Produk-
tions-/Nutzungsfunktionen nach sich zieht.

Das primäre Bewertungskriterium für den 
Wert des Bodens ist sein Natürlichkeits-
grad (im Sinne von keinem oder wenig vom 
Menschen beeinflusst), daneben spielt aber 
auch die Seltenheit des Bodentyps sowie 
ein eventuell sehr hoher Erfüllungsgrad der 
Bodenfunktionen im Sinne des § 2 Abs. 2 
BodSchG - d.h. als Archiv der Natur- und 
Kulturgeschichte - eine Rolle. Hinweise auf 
seltene Böden oder Böden mit hoher Archiv-
funktion liegen nicht vor, so dass diesbe-
züglich kein Konfliktpotenzial erkennbar ist. 
Ähnliches gilt aufgrund des maximal mitt-
leren Bodenfunktionswertes bezüglich der 
landwirtschaftlichen Nutzungsfunktion.

Im Speziellen betrachtungsrelevant sind die 
natürlichen Funktionen des Bodens im Sin-
ne des § 2 Abs. 1 BodSchG. Insbesondere 
die Bedeutung natürlich gewachsener Bö-
den ist generell als hoch einzustufen, da der 
Boden hinsichtlich seiner vielfältigen Funk-
tionen (Speicher-, Filter-, Puffer- und Le-
bensraumfunktion) nicht ersetzbar ist.

Im Zuge des Vorhabens kommt es - auf 
die Gesamtfläche bezogen - faktisch nur 
zu einer geringfügigen Versiegelung des 
Bodens. Die Versiegelungen beschränken 
sich auf die Verankerungen für die Modul-
halterungen (Fundamente oder Ramm-
pfosten) sowie ggf. den Bau von Be-
triebsgebäuden (z.B. Trafogebäude) und 
Erschließungsanlagen (z.B. Wege, Bedarfs-
parkplätze,...), d.h. treten lediglich punk-
tuell auf. Auf dem weitaus größten Teil des 
Plangebietes bleiben sämtliche Bodenfunk-
tionen erhalten. Aufgrund der Vielzahl an 
vorhandenen Feldwirtschaftswegen sowohl 
innerhalb des Plangebietes als auch im di-
rekten Umfeld sind keine zusätzlichen ex-
ternen Erschließungsmaßnahmen notwen-
dig. Im Allgemeinen wird das Schutzgut Bo-
den bei PV-Freiflächenanlagen nur gering-
fügig beeinträchtigt. 

Aufgrund der nur allgemeinen Bedeutung 
des Bodens und der bestehenden Vorbe-
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lastungen durch die landwirtschaftliche, 
größtenteils agrarische Nutzung sowie der 
verhältnismäßig geringen Flächengröße 
der Versiegelungen und damit der grund-
sätzlich geringen Wirkintensität einer 
PV-Freiflächenanlage auf den Boden ist 
nicht mit einer erheblichen Beeinträchti-
gung mit nachhaltigen Folgen für den Na-
turhaushalt zu rechnen. Zudem handelt es 
sich um eine lediglich temporäre Bodenin-
anspruchnahme, da nach der Aufgabe der 
photovoltaischen Nutzung ein kompletter 
Rückbau der Versiegelungen erfolgen wird.

Die Beeinträchtigungen des Bodens sind 
insgesamt als von geringer Wirkintensität 
und als ökologisch unerheblich zu bewer-
ten.

Ein spürbar positiver Effekt entsteht 
demgegenüber durch die zukünftige 
Extensivierung der landwirtschaftlichen 
Nutzung, da der Wegfall des Nährstoff- 
und Pflanzenschutzmitteleintrags sowie 
bei den betroffenen Ackerflächen zusätzlich 
die langjährige Bodenruhe dem Boden die 
Möglichkeit zur Regeneration schafft.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes und des Schutz-
gutes Wasser

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
durch die Grundstückseigentümer zu be-
denken. Den umliegenden Anliegern wird 
folglich kein zusätzliches Risiko durch un-
kontrollierte Überflutungen entstehen. In-
sofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trächtigt werden

Die Betroffenheit und damit eine Beein-
trächtigung von Oberflächengewässern 
kann ausgeschlossen werden, da sich keine 
natürlichen Fließ- oder Stillgewässer im Ein-
wirkungsbereich des Vorhabens befinden. 

Dem Gebiet kommt eine lediglich allgemei-
ne Bedeutung bezüglich des Grundwassers 
zu. Die geringfügige Verringerung der für 
die Infiltration von Regenwasser vorhande-
nen Fläche infolge der kleinflächigen Versie-
gelungen ist weder für den Oberflächenab-
fluss noch die Grundwasserneubildung von 
Bedeutung. Da das anfallende Regenwas-
ser über die schräg stehenden Module ab-
läuft und vor Ort vollständig und ungehin-
dert im Boden versickert, der Boden weit-

gehend unverändert erhalten bleibt und da-
her dessen Versickerungsfähigkeit nicht ver-
ändert wird, wird die Grundwasserneubil-
dungsrate trotz punktueller Versiegelungen 
und der Überdeckung mit Modulen im Ver-
gleich zur Ausgangssituation gleich bleiben. 
Eine Reduzierung der Grundwasserneubil-
dung und damit eine quantitative Verän-
derung des Grundwassers sind demzufolge 
nicht zu erwarten. Zu größeren Tiefbaumaß-
nahmen, die eine Grundwasserabsenkung 
verursachten könnten, oder zu Gründungen 
in einem Bereich mit hoch anstehendem 
Grundwasser wird es nicht kommen. Da-
durch verursachte Beeinträchtigungen sind 
daher ebenfalls nicht zu befürchten.

Da von dem geplanten Vorhaben bei sach-
gemäßem Umfang mit wassergefährden-
den Stoffen keine Grundwassergefährdung 
durch das Einbringen von Schadstoffen aus-
geht, sind auch bezüglich einer potenziellen 
Schadstoffbelastung des Grundwassers Be-
einträchtigungen auszuschließen. Zu quali-
tativen Beeinträchtigungen des Grundwas-
sers wird es demnach ebenfalls nicht kom-
men. Im Gegenteil wird die Extensivierung 
bzw. Einstellung der landwirtschaftlichen, 
insbesondere der ackerbaulichen Nutzung 
zur Reduzierung des Eintrags von Nährstof-
fen und Herbiziden in den Naturhaushalt in-
folge von Düngung führen. 

Mit relevanten Auswirkungen auf das 
Grundwasser ist insgesamt nicht zu rech-
nen.

Konfliktpotenzial mit dem Schutzgut Wasser 
ist nicht erkennbar. Die Auslösung erhebli-
cher Beeinträchtigungen kann ausgeschlos-
sen werden.

Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft

Bei den Flächen, die für die Errichtung des 
Solarparks vorgesehen sind, handelt es 
sich um landwirtschaftliche Nutzflächen. 
Bei Realisierung des Vorhabens gehen da-
her für die Dauer der Nutzung der Flächen 
als Photovoltaik-Anlage landwirtschaftliche 
Nutzflächen vorübergehend verloren.

Die von der Planung betroffenen Eigentü-
mer stellen ihre Flächen einvernehmlich 
und im eigenen Interesse für die Errichtung 
eines Solarparks zur Verfügung. Solarparks 
leisten einen Beitrag zur Erreichung der 
Energiewende im Sinne einer dezentra-
len Produktion erneuerbarer Energien und 
dient somit dem Allgemeinwohl. Auf den 
Flächen werden zukünftig keine Pestizide 
oder sonstige für Flora und Fauna schädli-

chen Substanzen eingetragen. Darüber hi-
naus wurde eine Rückbauverpflichtung 
und Folgenutzung „Landwirtschaft“ per 
Festsetzung in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Somit ist gewährleistet, dass die 
überplanten Flächen nach Beendigung der 
photovoltaischen Nutzung wieder für die 
Landwirtschaft zur Verfügung stehen kön-
nen.

Die obere Landesplanungsbehörde (Struk-
tur- und Genehmigungsdirektion Süd) kam 
im Rahmen des durchgeführten Zielabwei-
chungsverfahrens zu dem Ergebnis, dass 
die vorliegende Planung die im Regionalen 
Raumordnungsplan Westpfalz festgelegten 
Vorranggebiete für die Landwirtschaft nicht 
raumbedeutsam beeinträchtigt und die 
Grundzüge des Regionalen Raumordnungs-
plans Westpfalz nicht berührt sind.

Zudem wird in § 2 des EEG 2023 der Er-
richtung von Anlagen zur Produktion 
erneuerbarer Energien, wie folgt Vorrang 
eingeräumt:

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Inte-
resse und dienen der öffentlichen Sicher-
heit. Bis die Stromerzeugung im Bundes-
gebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sol-
len die erneuerbaren Energien als vorran-
giger Belang in die jeweils durchzuführen-
den Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden.“

Aus den genannten Gründen und aufgrund 
der besonderen Bedeutung der Nutzung re-
generativer Energien ist die Inanspruchnah-
me dieser landwirtschaftlichen Nutzflächen 
vertretbar.

Die Belange der Forstwirtschaft sind durch 
die Planung nicht direkt betroffen. 

Auswirkungen auf die Belange der 
Versorgung, insbesondere mit Ener-
gie

Es sind keine negativen Auswirkungen auf 
die Belange der Versorgung bekannt. Die 
in der Freiflächen-Photovoltaik-Anlage ge-
wonnene Energie wird in das überörtliche 
Stromnetz eingespeist. Ein Wasseranschluss 
ist nicht erforderlich und entsprechend nicht 
vorhanden.
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Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Die Erschließung des Plangebietes ist über 
bestehende Feldwirtschaftswege gewähr-
leistet.

Ein erhöhtes Park- oder Verkehrsaufkom-
men kann ausgeschlossen werden, da 
durch die Art der Nutzung kein Kunden-, 
Liefer- oder Publikumsverkehr entsteht. Das 
kaum als solches zu bezeichnende „Ver-
kehrsaufkommen“ beschränkt sich auf ein-
zelne wenige Fahrten pro Jahr zur Kontrolle 
bzw. Instandhaltung der Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage.

Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
auf der A 62 und L 360 dürfen durch die 
Freiflächen-Photovoltaik-Anlage nicht ne-
gativ beeinträchtigt werden. Die geplante 
Ausrichtung der Solarmodule und die Ein-
zäunung des Gebietes müssen sicher stel-
len, dass Verkehrsteilnehmer auf der A 62 
und L 360 in keiner der beiden Fahrtrichtun-
gen von Reflexionen betroffen sein werden, 
so dass keine Blendrisiken bestehen.

Durch den Betreiber der Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage wird sichergestellt, dass die 
vorhandenen verkehrlichen Anbindungen 
nach Bau der Anlage in einem ordnungsge-
mäßen Zustand sind.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der geplan-
ten Freiflächen-Photovoltaik-Anlage kön-
nen durch die Überbauung mit PV-Modu-
len lokalklimatische Veränderungen auftre-
ten, da zum einen tagsüber unter den Mo-
dulreihen durch die Überdeckungs- und Be-
schattungseffekte niedrigere Temperaturen 
auftreten und zum anderen in den Nacht-
stunden infolge der Verhinderung der Ab-
strahlung durch die überdeckenden Modul-
tischen eine verminderte Kaltluftproduktion 
erfolgt.

Der Einwirkungsbereich ist auf den unmit-
telbaren Eingriffsbereich beschränkt. Die 
Wirkintensität ist aufgrund der betroffe-
nen Flächengröße als gering zu bezeichnen. 
Großräumige klimarelevante Auswirkungen 
sind nicht zu erwarten.

Beeinträchtigungen durch entstehende Be-
lastungen der Luft (Kfz-Verkehr zu Instand-
haltungszwecken) können aufgrund des 
sehr geringen Ausmaßes als vernachlässig-
bar eingestuft werden. Entsprechend kann 
eine erhebliche Verschlechterung der lufthy-

gienischen Situation ausgeschlossen wer-
den.

Bei dem Vorhaben handelt es sich jedoch 
um ein Projekt zur regenerativen Energiege-
winnung. Der Ausbau der Nutzung solarer 
Strahlungsenergie entspricht dem bundes-
politischen Ziel zur Gestaltung des Klima-
wandels durch Verringerung des CO2-Aus-
stoßes in Prozessen der Energieerzeugung. 

Auswirkungen auf die Belange des 
Denkmalschutzes

Sach- und Kulturgüter, insbesondere Bau- 
oder Bodendenkmäler, Grabungsschutz-
gebiete oder kulturhistorisch bedeutsame 
Landschaftselemente sind im Plangebiet 
auf der Grundlage der vorhandenen Geo-
fachdaten nicht bekannt. Ein spezielles 
Konfliktpotenzial ist daher nicht erkennbar. 

Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rhein-
land-Pfalz - Direktion Landesarchäologie 
(Speyer) weist in ihrer Stellungnahme vom 
07.08.2024 im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung darauf hin, dass in der Fundstel-
lenkartierung der Direktion Landesarchäo-
logie zwei archäologische Fundstellen ver-
zeichnet sind. Es handelt sich dabei um all-
gemein vorgeschichtliche und hallstattzeit-
liche Grabfunde (Fundstelle Hüffler 2) sowie 
den Verlauf einer Altstraße (Fundstelle Hüff-
ler 4). Da jedoch nicht davon auszugehen 
ist, dass das Vorhaben die genannten Fund-
stellen berührt, zumal die Erschließung über 
die bestehenden Feldwirtschaftswege erfol-
gen soll, bestehen keine Bedenken. Es wird 
allerdings unter Verweis auf das DSchG da-
rauf hingewiesen, dass sich im Plangebiet 
bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie 
Grenzsteine) befinden könnten und grund-
sätzlich bei archäologischen Funden eine 
Meldepflicht und Haftung besteht.

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Errichtung der Photovoltaik-Anla-
ge gehen den privaten Flächeneigentümern 
temporär landwirtschaftliche Produktions
flächen verloren. Nach Beendigung der PV- 
Nutzung werden die Anlagen jedoch voll-
ständig zurückgebaut, sodass die Flächen 
wieder der Landwirtschaft zur Verfügung 
stehen werden. Die Flächeneigentümer sind 
existenziell nicht von den betroffenen Flä-
chen abhängig. Durch anfallende Pachtein
nahmen erwirtschaften die Flächen weiter-
hin Erträge.

Somit sind keine negativen Auswirkungen 
der Planung auf private Belange bekannt.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Gewinnung von rege-
nerativer Energie

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Belange der Erholung

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Orts- und Landschafts-
bildes

•	 Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange der Landwirt-
schaft

•	 Keine erheblichen, nicht ausgleichba-
ren, negativen Auswirkungen auf die 
Umwelt

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Bodenschutzes 

•	 Geringer Erschließungsaufwand: ledig-
lich interne Erschließung und Anschluss 
an Stromnetz erforderlich

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Denkmalschutzes

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge
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Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Zwar gehen durch die Errichtung der Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage landwirtschaftli-
che Produktionsflächen temporär verloren; 
allerdings können die betroffenen Flächen 
nach erfolgtem Rückbau der Anlage wie-
der ihrer ursprünglichen Nutzung zugeführt 
werden.

Gem. § 2 des EEG 2023 wird der Errichtung 
von Anlagen zur Produktion erneuerbarer 
Energien, wie folgt Vorrang eingeräumt:

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen 
liegen im überragenden öffentlichen Inter-
esse und dienen der öffentlichen Gesund-
heit und Sicherheit. Bis die Stromerzeugung 
im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneut-
ral ist, sollen die erneuerbaren Energien als 
vorrangiger Belang in die jeweils durchzu-
führenden Schutzgüterabwägungen einge-
bracht werden.“

Aus Sicht der Ortsgemeinde überwiegen der 
Klimaschutz und der Ausbau erneuerbarer 
Energien, welche dem Wohl der Allgemein-
heit dienen, als Belange des öffentlichen In-
teresses. 

Gewichtung und Abwägungs-
fazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes wurden die relevan-
ten Belange umfassend gegeneinander ab-
gewogen. Die positiven Argumente, insbe-
sondere dass die Errichtung und der Betrieb 
von Anlagen zur Produktion erneuerbarer 
Energien im überragenden öffentlichen In-
teresse liegen und der öffentlichen Sicher-
heit dienen, überwiegen deutlich. Es gibt 
keine erheblich negativen Auswirkungen 
auf das Orts- und Landschaftsbild, gesunde 
Wohnverhältnisse, umweltschützende Be-
lange, den Verkehr oder die Ver- und Ent-
sorgung. Insgesamt kommt die Abwägung 
zu dem Ergebnis, dass eine Umsetzung der 
Planung möglich ist.


